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Wien. Die Bedeutung der
ehrenamtlichen – bzw. frei-
willigen – Arbeit hat in den
letzten Jahren rasant zuge-
nommen. Denn ohne Frei-
willige geht fast nichts
mehr.

Ehrenamtliche Mitarbei-
ter unterstützen die „Überle-
benssicherheit“ der Organi-
sation der hauptamtlichen
Arbeiter, so kann zusätzli-
che Leistung angeboten wer-
den, die es ohne Ehrenamtli-
che nicht gäbe. Dadurch

Ehre ist der einzig' Lohn –
Wie die Zusammenarbeit mit
Freiwilligen gut funktioniert

Ohne Freiwillige geht es nicht mehr – doch sie erwarten Gleichberechtigung, Teamarbeit und Mitbestimmung

■ Nebeneinander
arbeiten funktioniert
selten reibungslos.
■ Doch ohne die
„guten Seelen“ kann
eine Organisation
kaum überleben.

Von Gerhard Anger
und Irene Sachse

wird auch in Zeiten knapper
Budgets die Qualität der an-
gebotenen Dienstleistungen
gesichert. Nicht zuletzt wird
das Innovationsniveau der
Organisation gesteigert, weil
mit den reichhaltigen Erfah-
rungen der Ehrenamtlichen
auch neue Impulse gesetzt
werden.

Die neu gewonnene Be-
deutung der Ehrenamtlichen
führte aber auch zu einem
Wandel des traditionellen
Verständnisses von Ehren-
amt und erfordert eine Neu-
definition der Beziehung
zwischen Ehrenamtlichen
und Hauptamtlichen. Der
Einsatz von Freiwilligen
kann, was die Zusammenar-
beit zwischen den Haupt-
und Ehrenamtlichen betrifft,
neben den positiven Effek-
ten aber auch unerwünschte
„Nebenwirkungen“ haben.

Das Zusammenarbeiten
funktioniert nämlich selten

so reibungslos wie ur-
sprünglich vorgestellt und
es gibt eine Reihe von Fakto-
ren, die die Zusammenarbeit
beeinträchtigen und bewir-
ken, dass die Freude am ge-
meinsamen Engagement
von Haupt- und Ehrenamtli-
chen oft rasch wieder ver-
schwindet.

Wandel vom „alten“ zum
„neuen“ Ehrenamt
Tatsache ist: Das traditionel-
le Verständnis von Ehren-
amt „passt“ nicht mehr;
nicht zu den Anforderun-
gen, die an die Zusammen-
arbeit zwischen beiden
Gruppen gestellt werden,
und nicht zu den Erwartun-
gen, die jede der beiden
Gruppen in der Zusammen-
arbeit an die jeweils andere
hat. Der Wandel vom „alten“
zum „neuen“ Ehrenamt, der
sich in den letzten Jahren
vollzogen hat, ist mit einer

Reihe von Herausforderun-
gen verbunden:

● Unterschiedliche Er-
wartungen, unterschiedliche
Erfahrungen: Bei beiden
Gruppen werden Erwartun-
gen an die jeweilige andere
Gruppe oft nicht klar genug
an – und ausgesprochen –
das bietet in der Praxis An-
lass zu Fehlinterpretationen
und Missverständnissen.

● Netzwerke statt Hierar-
chien: Ehrenamtliche enga-
gieren sich weniger in hie-
rarchischen Institutionen,
sondern zum Beispiel in
Netzwerken, Basisinitiativen
oder Selbsthilfegruppen.

●  Partizipation und
Teamarbeit: „Neue“ Ehren-
amtliche erwarten Gleichbe-
rechtigung, Teamarbeit und
Mitbestimmung über Ziele,
Arbeitsbedingungen und -or-
ganisation. Handlanger von
Professionellen zu sein ist
ihnen zu wenig.

●  Ehrenamtliche wollen
(und sollten) gründlich in
die Aufgabe eingeführt, ge-
fördert und begleitet wer-
den. Die bereits vorhande-
nen mitgebrachten Qualifi-

kationen sind dabei immer
zu nutzen. Dazu erwarten
sie Begleitung, Fortbildung
oder auch inhaltliche Auf-
merksamkeit.
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Süßer Vogel Leidenschaft: Freiwillige wollen nicht als
selbstverständlich hingenommen werden, sondern ge-
hegt, gepflegt und gefördert werden. Foto:  sxc

■ 5. EU-Qualitäts-
konferenz fand im 
Oktober in Paris statt.

Egalité, Fraternité
. . . Qualité!
Von Michael Kallinger

Paris/Wien. Seit dem Jahr
2000 finden im Abstand von
zwei Jahren Qualitätskonfe-
renzen für die öffentlichen
Verwaltungen Europas statt.
Während die erste Konfe-
renz, abgehalten im Jahr
2000 in Lissabon, die Ser-

vicequalität für den „Kun-
den“ der Verwaltung be-
trachtete, ist mit dem Motto
der Pariser Konferenz, „The
Citizen at the Heart of Public
Quality“ wieder der Bürger-
aspekt in den Mittelpunkt
gerückt. Von eher techni-
schen bzw. Management-Fra-
gen, die damals, in der Blüte-
zeit des New Public Manage-
ment, behandelt wurden, hat
sich die Diskussion auf „poli-
tischere“ Bereiche verlagert.

Fortsetzung Seite 5

■ „Harte“ Struktur-
arbeit nicht trennbar
von der „weichen“
Veränderungsarbeit.

Und weshalb greifen Sie zum Coach?
Veränderungen schaffen Unsicherheit

Wien. Und weshalb werden
Sie gecoacht? Vor allem we-
gen dem eigenen Umgang
mit emotional aufgeladenen
Situationen. Das war die
häufigste Antwort bei einer
Studie mittels eines (anony-
misierten) Internet-Frage-
bogen, bei der 225 Perso-
nen aus dem Top-Manage-
ment, der mittleren Füh-
rungsebene und der Mitar-
beiterebene aus Profit- und
Non-Profitorganisationen in
Österreich nach ihrer Erfah-
rung und ihren Bedarf an
Coaching im Rahmen kom-
plexer organisatorischer
Veränderungsprozesse be-
fragt wurden.

Signifikante Unterschie-
de im Coachingbedarf und
in den Coachinganlässen

Von Sabine Pelzmann-Knafl

zwischen Frauen und Män-
nern, Profit- und Non Profit-
unternehmen, zwischen
Unternehmen mit bis zu
200 und über 200 Mitarbei-
tern sind vorhanden – bei
Alter, Ausbildung und Posi-
tion ebenso.

Veränderungsprozesse in
Organisationen sind nicht
linear planbar und vorher-
sehbar und überfordern oft

Führungskräfte und Mitar-
beiter. Führungskräfte, die
organisatorische Verände-
rungen führen, müssen et-
was für sie sehr Ungewohn-
tes tun. Sie müssen auf
schnelle Lösungen verzich-
ten, sie müssen sich auf un-
sichere Situationen einlas-
sen, Unklarheiten aushal-
ten, Situationen des „Noch-
nicht-Wissens“ schätzen

lernen und trotzdem Ruhe
und Sicherheit vermitteln.

Ich begleite als Unterneh-
mensberaterin und Coach
komplexe organisatorische
Veränderungsprozesse und
beobachtet immer wieder,
dass im Rahmen von Coa-
chings sowohl die Psycho-
dynamik von Veränderun-
gen, als auch konkrete Ma-
nagementwerkzeuge und
Instrumente des organisato-
rischen Wandels zum The-
ma werden. „Harte“ Struk-
tur- und Strategiearbeit und
„weiche“ Entwicklungs-
und Veränderungsarbeit
lassen sich nicht mehr tren-
nen, beide Logiken sind für
sie in Coachings im Rah-
men von Change Prozessen
zu bearbeiten.

Ich spreche von komple-
xen organisationalen Verän-
derungsprozessen, wenn
die Identität der Organisati-
on gestört, in Frage gestellt,
ge- oder verändert oder neu
gestaltet wird.
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Veränderungen überfordern oft Führungskräfte. Foto: bb
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Dem Regierungsübereinkom-
men für die 24. Gesetzge-
bungsperiode fehlt der
Wunsch nach einem einheit-
lichen Dienstrecht. Nunmehr
ist von einem grundsätzli-
chen allgemein anwendbaren
Dienstrechtsgesetz die Rede,
was sowohl der Fantasie als
auch der Kreativität von
Dienstrechtsexperten breiten
Raum lassen wird. Einen
kleinen Schritt zur Annähe-
rung der Dienstrechtssyste-
me geht die Dienstrechtsno-
velle 2008, die nunmehr
sämtliche Verwendungsbezeichnungen des Beamten-
dienstrechtes auch den vertraglichen Funktionsträgern
öffnet. Gerade in der Funktionsbestellung von hohen
Funktionären tut sich nach wie vor ein großer Unterschied
auf, der bislang allerdings nur verfassungsrechtlichen In-
sidern aufgefallen ist. Während gerade Bundespräsident
Fischer von seinem Recht der Ernennung höherer Beamter
in Zeiten von Neuwahlen und Regierungsbildungen inso-
fern sehr bewusst Gebrauch gemacht, als er überhasteten
Bestellungen durch abgehende Minister durch Sperrfristen
Einhalt gebietet, ist ihm dies bei der Funktionsbetrauung
von Vertragsbediensteten verwehrt.

Ursprünglich war die Funktion des Generalsekretärs in
seiner Koordinationsaufgabe als erweiterte politische Ver-
trauensfunktion gedacht. Dass ein Minister eine solche Be-
stellung vier Tage vor seinem Ausscheiden aus der Bun-
desregierung wahrnimmt, ist in diesem Zusammenhang
zumindest diskussionswürdig, ebenso wie die Praxis,
überwiegend Sektionsleiter bzw. seit neuesten auch einen
Gruppenleiter mit dieser Zusatzfunktion zu betrauen.

Im veranschlagten Zeitplan noch vor dem Regierungs-
wechsel wurde der „Verhaltenskodex zur Korruptionsprä-
vention“ auf Basis der Arbeitsergebnisse einer interminis-
teriellen, intergovernmentalen und sozialpartnerschaftli-
chen Arbeitsgruppe verabschiedet und versendet. Nicht
nur aus dem Anlass von - vermuteten - Befugnisüber-
schreitungen und verhaltensmäßigen Ungebührlichkeiten
seitens verschiedener Ministerkabinette wurde auf Ebene
des Kanzler- und Vizekanzlerbüros die Ausarbeitung eines
Verhaltenskodex für die Zusammenarbeit von Ministerbe-
ratern und -sekretären mit der Stammbelegschaft der Res-
sorts zugesagt. Da eine solche Ausarbeitung unterblieben
ist, darf sie an dieser Stelle mit der Hoffnung auf baldige
Erledigung wieder eingefordert werden.

Zum Österreichischen Verwaltungspreis 2008, der von der
Raiffeisen Landesbank Oberösterreich gesponsert wird,
wurden zu den Themen „Bürgerorientierung in der Ver-
waltung“, „Die Verwaltung als Pate der Wirtschaft“ und
„Erhöhung der Verwaltungseffizienz“ 86 Projekte einge-
reicht. Am 15. Dezember 2008 werden 9 Hauptpreise, da-
von ein Sonderpreis „Gender“ sowie weitere 18 Anerken-
nungen überreicht. ■
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Wien. Einmal Diplomat sein
– gut verdienen, und auf
Partys gehen.

Klischees haben ein lan-
ges Leben – und gehen
meist an der Realität vorbei.
Längst schon stimmen viele
Vorstellungen von der Ar-
beitswelt eines Diplomaten
nicht mehr mit der Wirklich-
keit überein. Längst stam-
men auch nicht mehr alle an
österreichischen Auslands-
vertretungen entsandten
Personen aus dem Außenmi-
nisterium. So findet man ei-
nen Polizeiattaché in Am-
man, einen Sozialattaché in
Bukarest und einen Agrar-
und Umweltattaché in Mos-
kau.

Aber das war nicht immer
so: Anfänglich waren Diplo-
maten persönliche Abge-
sandte eines Monarchen, die
sich zur Lösung spezifi-
scher, oft heiratspolitischer
Fragen zeitweilig am Hof ei-
nes anderen Fürsten aufhiel-
ten. Ständige diplomatische
Vertretungen – besetzt mit
professionell ausgebildeten
Angehörigen auswärtiger
Dienste – begannen sich
erst im 19. Jahrhundert welt-
weit durchzusetzen. Trotz
der stetigen Präsenz vor Ort
blieb das Tätigkeitsfeld der
Diplomaten bis Mitte des vo-
rigen Jahrhunderts auf Kon-
takte zu offiziellen Stellen
des Empfangsstaates be-
schränkt. Die Globalisierung
und die Intensivierung der
internationalen Beziehun-
gen weiteten die klassische
Diplomatie erheblich aus,
sodass Diplomatie heute alle
Bereiche des öffentlichen Le-

Der Attaché
in Moskau,
Rom, Wien
und Amman

Internationale Beziehungen: Komplexe Probleme erfordern Fachwissen

■ Diplomatie:
Gemeinsam stärker
für unsere Interessen.
■ Die Experten der
Fachministerien im
Auslandseinsatz.

Von Sigurd Pacher bens umfasst. Traditionelle
diplomatische Aufgabenfel-
der wie Außenpolitik, Völ-
kerrecht wurden durch neue
Themen wie Energie, Wis-
senschaft oder Umwelt-
schutz ergänzt. Und auch
die Akteure beschränken
sind nicht mehr nur auf Na-
tionalstaaten und Diploma-
ten, sondern umfassen ne-
ben multilateralen Organisa-
tionen auch zahlreiche Ver-
treter der Zivilgesellschaft.

Diplomatie betrifft alle
Das Ende der Monopolstel-
lung der Diplomaten in den
internationalen Beziehun-
gen führte jedoch weder
zum Ende der weltweiten Di-
plomatie noch zum Ende na-
tionaler auswärtiger Diens-
te. Wie die steigende Zahl
international tätiger Organi-
sationen und die Einsetzung
zahlreicher Sondermissio-
nen zeigt, wird es auch hin-
künftig eher ein Mehr denn
ein Weniger an Diplomatie
geben. Der Ausweitung und
Auffächerung der diplomati-
schen Aufgaben auf vielfälti-
ge, oftmals sehr komplexe
Sachgebiete, die spezielles
Fachwissen erfordern, war
dabei Rechnung zu tragen.

Im Inland nehmen des-
halb – neben dem Außenmi-
nisterium, das per Gesetz
für europäische und interna-
tionale Angelegenheiten und
die Außenpolitik zuständig
ist – zunehmend auch die
anderen Ressorts in ihren
jeweiligen Fachbereichen in-
ternationale Agenden wahr.
Auf Basis der Geschäftsein-
teilungen dieser Ministerien
(ohne Landesverteidigung)
lassen sich rund 60 Abtei-
lungen erheben, die aus-
schließlich oder vorwiegend
mit Auslandsagenden be-
fasst sind. Zum Vergleich:
Das Außenministerium
selbst hat 46 Abteilungen.

An den Botschaften im
Ausland kommen Fachatta-
chés zum Einsatz. Ihre Auf-
gaben und Tätigkeiten sind
denen der Karrierediploma-
ten durchaus ähnlich, je-
doch in sachlicher Hinsicht
deutlich begrenzter.

Sie unterscheiden sich
von den Karrierediplomaten
auch dadurch, dass sie nicht
dem für die Bediensteten
des auswärtigen Dienstes
geltenden gesetzlichen Ge-
neralisten- und Rotations-
prinzip unterliegen.

Auch die Zahl ihrer Aus-
landseinsätze liegt in der
Regel unter der von Karrie-
rediplomaten. Und während
letztere regelmäßig alle drei
bis vier Jahre versetzt wer-
den, sind Fachattachés auch
zehn Jahre und länger am
gleichen Dienstort tätig. Fa-

chattachés werden dem
Empfangs- oder Sitzstaat (in
der Regel) als diplomati-
sches Personal notifiziert.
Sie und ihre Familienmit-
glieder erhalten Diplomaten-
pässe. Zu ihrer Unterstüt-
zung können ihnen Bediens-
tete (z.B. Übersetzer) beige-
stellt werden, die entweder
von Wien entsandt sind oder
lokal beschäftigt werden.

Die älteste Gruppe der Fa-
chattachés sind die Verteidi-
gungsattachés, die schon in
der Diplomatenkonvention
von 1961 aufscheinen. Nach
dem Ende des Kommunis-
mus entsandte dann als ers-
tes das damalige Bundesmi-
nisterium für Arbeit und So-
ziales Arbeits- und Wande-
rungsattachés (heute: Sozia-
lattachés) zu entsenden, die
ab 1992 an den Botschaften
in Budapest, Warschau und
Prag tätig waren. Im Vorfeld
des EU-Beitritts begangen
die Fachsressorts im Vor-
feld, ihre Präsenz in Brüssel
zu stärken. Im Februar 1995
waren bereits 13 der damals
15 Ressorts mit entsandten
Bediensteten in Brüssel ver-
treten. In Folge nahm nicht
nur die Zahl der Fachatta-
chés zu, auch ihr Einsatzge-
biet weitete sich von Europa
auf Länder wie Marokko, die
USA, China und Indien aus.

Derzeit sind rund 280
Personen, die in anderen
Ministerien beschäftigt sind
und dem Empfangs- oder
Sitzstaat völkerrechtlich no-
tifiziert wurden, im Ausland
tätig. 65 Prozent dieser für
die Fachressorts tätigen Be-
diensteten wurden ins Aus-
land entsandt, während 35
Prozent, meist für Unterstüt-
zungsleistungen, lokal be-
schäftigt werden. Zum Ver-
gleich: Das Außenministeri-
um hat an seinen 107 Aus-
landsvertretungen 1370 Be-
dienstete, davon sind 53
Prozent entsandt und 47
Prozent lokal angestellt.

Und in anderen Ländern?
An den Schweizer Vertre-
tungen stammen 25 Prozent
des diplomatisch tätigen
Personals nicht aus dem Au-

ßenministerium (Österreich:
30 Prozent). Stellt man auf
das gesamte, von den Minis-
terien entsandte Personal
ab, so beträgt der Wert für
Schweden 11 Prozent, für
die Schweiz 14 Prozent und
für die Niederlande und
Österreich je 20 Prozent .
Bezieht man die nicht von
Bundesdienststellen an Aus-
landsvertretungen entsand-
ten Bediensteten in die
Rechnung mit ein (für Öster-
reich wären dies vor allem
die Handelsdelegierten der
Wirtschaftskammer), erhält
man für Deutschland 21 Pro-
zent, für Österreich 35 Pro-
zent und für die USA 40 Pro-
zent.

Fachattachés sind also in-
ternational verbreitet. Was
bei einer grundsätzlichen
„Win-Win-Situation“ nicht
überrascht: Während die Di-
plomaten einen direkten Zu-
griff auf Expertise und Wis-
sen der Fachattachés haben,
besitzen die Fachressorts an
für sie wichtigen Auslands-
destinationen Repräsentan-
ten – ohne dafür ein eige-
nes, kostenintensives Ver-
tretungsnetz aufbauen und
erhalten zu müssen.

Zugleich muss die zentra-
le Rolle des Außenministeri-
ums als Kompetenz-, Vernet-
zungs-, Koordinations- und
Informationszentrum der
heimischen Außenpolitik
außer Streit gestellt bleiben.
Analog zur stetigen Evaluie-
rung und Adaptierung des
Vertretungsnetzes des Au-
ßenministeriums erfolgt
auch eine kontinuierliche
Anpassung der Zahl und
Dienstorte der Fachattachés.
Teamarbeit, Offenheit und
ein aktiver Informations-
fluss sind weitere wichtige
Faktoren einer erfolgreichen
Zusammenarbeit von Karrie-
rediplomaten und Fachatta-
chés mit der die effektive
und effiziente Vertretung
heimischer Anliegen im und
gegenüber dem Ausland in
der komplexen, globalisier-
ten Welt von heute bestmög-
lich erreicht und umgesetzt
werden soll. ■

Der diplomatische Handshake ist international. Foto: bb

Gesandter Dr. Sigurd Pa-
cher ist BMeiA-Referats-
leiter. Seine bisherigen
Posten waren in Tirana,
New York und Ottawa. ■

■ Zum Autor
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■ Verhalten noch
weiter verbessern.
■ Österreich liegt auf
Rang 6 im EU-weiten
Korruptions-Ranking.

Wien. Im Lichte der in den
vergangenen Jahren von
Österreich erfolgten Unter-
zeichnung einer Reihe in-
ternationaler Vereinbarun-
gen, wie etwa dem Beitritt
Österreichs zur beim Euro-
parat eingerichteten Staa-
tengruppe gegen Korrupti-
on (GRECO - Groupe d'Etats
contre la corruption) oder
der Ratifikation des Über-
einkommens gegen Korrup-
tion der Vereinten Nationen
(UNCAC), hat die Bundesre-
gierung einen entsprechen-
den Arbeitsauftrag in das
Regierungsprogramm für
die XXIII. Gesetzgebungspe-
riode aufgenommen:

„Die neue österreichische
Bundesregierung beabsich-
tigt im Zuge der Bemühun-
gen um eine Reform der
staatlichen Verwaltung Maß-
nahmen zu ergreifen, die ei-
nem Entstehen von Korrupti-
on entgegenwirken. In die-
sem Zusammenhang wird
ein Code of conduct ressort-
übergreifend und in Abstim-
mung mit den anderen Ge-
bietskörperschaften erarbei-
tet.“

Die Erarbeitung eines
Verhaltenskodex war aber
auch auf Grund des beste-
henden Bewusstseins gebo-
ten, dass Korruption sowohl
den Rechtsstaat gefährdet,
indem sie dessen tragende
Prinzipien wie den Grund-
satz der Gleichbehandlung
zumindest temporär und
für bestimmte Personen-
gruppen außer Kraft setzt,
als auch eine Gefahr für die
Attraktivität eines Landes
als Wirtschaftsstandort und
damit den Wohlstand aller
darstellt. Ebenso gravierend
sind die sozialen Schäden,
die durch Korruption verur-
sacht werden: Diese beste-
hen insbesondere im Ver-
trauensverlust der Bevölke-
rung in die Effizienz, die
Zuverlässigkeit und die In-
tegrität des öffentlichen
Sektors.

Last but not least stellte

Antworten auf die Gewissensfragen
Verhaltenskodex wurde Ende Oktober unter dem Titel „Die VerANTWORTung liegt bei mir“ veröffentlicht

Von Anita Pleyer
und Stefan Ritter

die Tatsache, dass Öster-
reich in den einschlägigen
internationalen Anti-Kor-
ruptions-Rankings traditio-
nell im Spitzenfeld liegt, ei-
nen Anlass dar, einen Ver-
haltenskodex zu implemen-
tieren, um diese Platzierun-
gen zu halten und noch
weiter zu verbessern. Im
Korruptionswahrneh-
mungsindex 2008 von
Transparency International,
einer auf dem Gebiet der
Korruptionsprävention und
-bekämpfung international
tätigen Nicht-Regierungsor-
ganisation, nimmt Öster-
reich den hervorragenden
12. Platz ein, im Vergleich
zu den anderen EU-Mit-
gliedstaaten liegt Österreich
sogar auf Platz 6.

Einrichtung einer
Arbeitsgruppe
Mit der Erarbeitung des
Verhaltenskodex („Code of
conduct“) wurde eine eige-
ne Arbeitsgruppe beauf-
tragt. In dieser Arbeitsgrup-
pe waren Spezialisten aller
Bundesministerien, des
Rechnungshofs, sowie der
Bundesländer (über die Ver-
bindungsstelle der Bundes-
länder), der Landesrech-
nungshöfe, des Gemeinde-
bunds, des Städtebunds
und der Gewerkschaft Öf-
fentlicher Dienst und der
Gewerkschaft der Gemein-
debediensteten vertreten.
Die Arbeitsgruppe hat sich
im September 2007 konsti-
tuiert und hat in vier Ple-
narsitzungen und über 20
weiteren Sitzungen ver-
schiedener Unterarbeits-
gruppen den Verhaltensko-
dex erarbeitet.

Der Verhaltenskodex
● erläutert auf Grundla-

ge der geltenden Rechtslage
(Dienstrecht, Strafrecht,…)
klar und leicht verständ-
lich, wo potentielle Interes-
senkonflikte und korrupti-
onsgefährdete Situationen
liegen,

● gibt den Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern Richt-
linien und Anhaltspunkte
zur Bewältigung solcher In-
teressenkonflikte und Si-
tuationen,

● macht Führungskräfte
und Organisationsverant-
wortliche auf ihre spezielle
Verantwortung im Bereich
der Korruptionsprävention
aufmerksam,

● spricht alle Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter und
Führungskräfte direkt an
und

● ist dabei offen genug
formuliert, um für den „Ein-
satz“ in allen Gebietskör-
perschaften geeignet zu
sein.

Fragen der individuellen
Verantwortung
Ende Oktober wurde der
Verhaltenskodex zur Kor-
ruptionsprävention schließ-
lich unter dem Titel „Die
VerANTWORTung liegt bei
mir“ veröffentlicht. Bereits
der Titel macht klar, dass
jede einzelne Bedienstete
bzw. jeder einzelne Be-
diensteter im öffentlichen
Dienst eine individuelle
Verantwortung für das An-
sehen des öffentlichen
Diensts und vor allem für
das Vertrauen der Allge-
meinheit in die sachliche
Aufgabenwahrnehmung so-
wohl der Organisation als
auch der Kolleginnen und
Kollegen hat. Die Grund-
werte, auf denen das tägli-
che Handeln aller öffentlich
Bediensteten basieren soll-
te, sind Integrität, Transpa-
renz, Objektivität und Fair-
ness. Auf Basis dieser vier
Werte gibt der Verhaltens-
kodex in sechs Kapiteln
leicht verständliche Erklä-
rungen und Handlungsan-
leitungen zu generellen An-
forderungen an objektives
Verwaltungshandeln. Au-
ßerdem werden Kernberei-
che der Korruptionspräven-
tion wie das Verbot der Ge-

schenkannahme auch vor
dem Hintergrund aktueller
gesetzlicher Änderungen
eingehend behandelt. Auch
oftmals heikle Themenbe-
reiche wie das Verhältnis
außerdienstlichen Engage-
ments zu dienstlichen und
übergeordneten öffentli-
chen Interessen oder das
Spannungsverhältnis zwi-
schen Auskunftspflicht und
Amtsverschwiegenheit wer-
den näher beleuchtet.

Der Verhaltenskodex
bringt aber auch klar zum
Ausdruck, dass die Mitar-

beiterinnen und Mitarbeiter
in der öffentlichen Verwal-
tung mit ihrer Verantwor-
tung nicht allein sind: Füh-
rungskräfte aller Ebenen
haben nicht nur ihre
Dienst- und Fachaufsicht
entsprechend wahrzuneh-
men, sondern auch auf
Grund ihrer Vorbildfunkti-
on mit gutem Beispiel vo-
ranzugehen und ihre Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter
für Themen wie Korrupti-
onsbekämpfung und -prä-
vention zu sensibilisieren.
Darüber hinaus sollte auch

die Organisation klare Zu-
ständigkeiten und Kommu-
nikationswege definieren,
Aus- und Fortbildungsmög-
lichkeiten anbieten und ef-
fektive Kontrollsysteme in-
stallieren.

Kodex ist Soft-Law
und Hilfestellung
Der Verhaltenskodex
schafft damit also keine
neuen Regelungen und Ver-
haltensstandards für die
Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter im Öffentlichen
Dienst. Er ist vielmehr im
Bereich des „soft-law“ anzu-
siedeln und erklärt die der-
zeit bereits geltenden Rege-
lungen in klarer und einfa-
cher Weise. Er dient in ers-
ter Linie der Sensibilisie-
rung und Bewusstseins-
schärfung der Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter und
Führungskräfte, der Orien-
tierung und Sicherheit und
soll Impulse geben für ei-
nen ständigen Diskussions-
prozess zu Fragen der Kor-
ruption und ihrer Präventi-
on. Darüber hinaus dient er
der Information der Bürge-
rinnen und Bürger darüber,
welche Standards von öf-
fentlich Bediensteten erwar-
tet werden können und da-
durch letztendlich auch der
Stärkung des Vertrauens
der Allgemeinheit in die
Verwaltung. ■

Weitere Informationen sowie der
Kodex zum Download sind auf
der Website des Bundeskanzler-
amts unter www.bundeskanzler-
amt.at/verhaltenskodex abrufbar.

Dr. Anita Pleyer ist Leite-
rin der Abteilung III/1
(Allgemeines Dienstrecht)
im Bundeskanzleramt.

Mag. Stefan Ritter arbei-
tet in der Abteilung Allge-
meines Dienstrecht im
Bundeskanzleramt. ■

■ Zu den Autoren
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● Ehrenamtliche „richtig“
einsetzen – vorhandene Qua-
lifikation nutzen: Ehrenamtli-
che sind großteils hoch quali-
fiziert und bringen für die
Arbeit oft sehr spezifische
Kompetenzen mit. Die Erfah-
rung zeigt, dass mit der Qua-
lifikation der Ehrenamtlichen
auch ihr Anspruch an ihre
ehrenamtliche Tätigkeit
steigt; in der Praxis gibt es
aber oft eine erhebliche Dis-
krepanz zwischen der vor-
handenen Qualifikation und
der für die ehrenamtliche Ar-
beit erforderlichen: Kurz –
die Ehrenamtlichen sind
überqualifiziert. Dazu
kommt: Nicht jeder kann
und will alles machen

● Hoher Anspruch: An die
freiwillig auszuübende Tätig-
keit wird ein hoher An-
spruch an Qualität und Sinn-
haftigkeit gestellt. Wer sich
ehrenamtlich engagiert, will
subjektiv einen Gewinn er-
zielen. Dieser kann aus der
Beziehung zu Gleichgesinn-
ten oder Betroffenen, aus au-
ßerhäuslichen sozialen Kon-
takten oder aus persönlicher
Betätigung des „Helfen Wol-
lens“ resultieren.

● Vereinbarkeit: Die eh-
renamtlichen Aufgaben müs-
sen sich außerdem mit den
Ansprüchen in Familie, Be-
ruf und Freizeit vereinbaren
lassen. Sie müssen zeitlich
begrenzt und kalkulierbar
sein.

Die oben genannten Punk-

te, sowie eine nicht eindeuti-
ge organisatorische Einbet-
tung der Ehrenamtlichen,
verbunden mit nicht klar de-
finierten Abläufen und dem
Fehlen von organisatorischen
Handwerkzeug (zum Beispiel
ein einfaches Organisations-
handbuch mit klar definier-
ten organisatorischen Zielen,
Stellenbeschreibungen, Zu-
ständigkeitsabgrenzung, Be-
schreibung zentraler Abläu-
fe) begünstigen die Entste-
hung von Konflikten, die,
wenn sie unangesprochen
und ungelöst bleiben, die Zu-
sammenarbeit massiv beein-
trächtigen können.

Freiwillige: Ehre ist der einzig’ Lohn
„Ehrenamtliche machen ohnedies nur Tätigkeiten, die sie interessieren“ – und andere Vorurteile und Klischees

Auf der organisatorischen
Ebene entstehen Konflikte
durch eine unklare organisa-
torische Einbettung der Eh-
renamtlichen in die betriebli-
chen Abläufe. Wie werden
Zuständigkeitsgrenzen defi-
niert? Wie sehen die zentra-
len Prozesse der Organisati-
on aus und wo und wie fin-
den Ehrenamtliche darin
Platz? Welche Ziele verfolgt
die Organisation und wel-
chen Beitrag sollen dabei Eh-
renamtliche leisten? Alles
Fragen, die besonders am Be-
ginn geklärt gehören.

Konflikt zwischen Haupt-
und Ehrenamtlichen
Auf der sozialen Ebene zei-
gen sich - wie die Erfahrun-
gen aus unserer Arbeit zei-
gen - Konflikte zwischen
Haupt- und Ehrenamtlichen
meist dort, wo Spannungsfel-
der nicht bzw. nicht ausrei-
chend offen kommuniziert
werden. „Konfliktklassiker“
sind unter anderem:

● Konkurrenz zwischen
haupt- und ehrenamtlichen
Mitarbeitern: Hauptamtliche
fürchten oft um Ihren Ar-
beitsplatz und merken
gleichzeitig, dass sie das, was
alles getan werden muss, im-
mer weniger „allein“ tun
können. Gleichzeitig haben
Hauptamtliche jetzt, wo
kaum Zeit für die „eigentli-
che“ Arbeit bleibt und die (fi-
nanziellen) Ressourcen
knapp sind, oft das Gefühl,
dass sie die Arbeit der Ehren-
amtlichen mit erledigen müs-
sen. Umgekehrt fühlen sich

Ehrenamtliche von den
Hauptamtlichen in ihrer Ar-
beit oft behindert und regle-
mentiert.

● Schnittstellenkonflikte
in der Zusammenarbeit zwi-
schen Haupt- und Ehrenamt-
lichen: Bei diesem Thema
sind neben den konkreten
Personen auch verschiedene
Interessen und Verantwort-
lichkeiten im Spiel. Das Wis-
sen um die notwendigen Rol-
lenunterschiede beziehungs-
weise funktionalen Unter-
schiede hilft, mit Spannun-
gen und Konflikten gelasse-
ner umzugehen.

Zitat eines Hauptamtli-
chen: „Ehrenamtliche ma-
chen großteils nur Tätigkei-
ten, die sie interessieren.“
Das Ehrenamt geschieht
spontaner und freier und eh-
renamtlich Arbeitende be-
stimmen die Ziele ihrer Ar-
beit, ihre Arbeitsweise und
das Ausmaß ihrer Verant-
wortung häufig selbst. Diese
Form der Verantwortungs-
wahrnehmung durch die Eh-
renamtlichen steht in vielen
Fällen nicht im Einklang mit
den Regeln der Organisation
und ist eine mögliche Ursa-
che für Konflikte zwischen
Hauptamtlichen und Ehren-
amtlichen.

● Unterschiede im Um-
gang mit der Zeit: Ehrenamt-
liche nehmen sich manchmal
mehr Zeit für eine Aufgabe.
Hauptamtliche sind meist
unter Zeitdruck. Sie arbeiten
immer an vielen Themen zu-
gleich. Hauptamtliche erhof-
fen Entlastung durch Ehren-
amtliche, Ehrenamtliche er-
warten Unterstützung durch
Hauptamtliche.

● Unterschiede im Hin-
blick auf den Arbeitsstil: Eh-
renamtliche arbeiten oft sehr
sorgfältig und mit solidem
zeitlichen Vorlauf, Hauptamt-
liche nach einer langfristigen
Grobplanung eher kurzfris-
tig, routiniert und möglichst
effektiv. Kompetenzfragen
stellen sich auf beiden Sei-
ten: Wer ist wofür ausgebil-
det und hat welche Erfah-
rung?

Der Konflikt entzündet
sich an der mehr oder weni-
ger explizit gestellten Frage:
Welche Arbeit ist mehr wert
– die der Hauptamtlichen
oder die der Ehrenamtlichen?
Gesamtgesellschaftlich be-
trachtet ist der Einsatz von
Ehrenamtlichen mehrere
Milliarden Euro wert. Aber
findet dieser Umstand auch
seinen adäquaten Ausdruck
im Arbeitsalltag und in der
gegenseitigen Wertschät-
zung zwischen Hauptamtli-
chen und Ehrenamtlichen?

Sind die Ehrenamtlichen
die unbezahlte Mitarbeiter,
die der Organisation nutzen,
Angebote zu machen, die sie
sonst nicht finanzieren könn-
te? Übernehmen sie spezielle
Aufgaben der Hauptamtli-
chen und müssen die Haupt-
amtlichen darüber froh sein?
Bauen Ehrenamtliche ihre ei-
genen Netzwerke auf und
binden Hauptamtliche dort
ein, wo sie ihnen nützlich
sind?

Oft ist eine intensive Ein-
schulung notwendig und die
Frage, wie viel Qualifikation
Ehrenamtliche brauchen be-
ziehungsweise unbedingt ha-
ben müssen, wird von den
Haupt- und Ehrenamtlichen
unterschiedlich eingeschätzt.

Ehrenamtliche haben oft
keine „Heimat“ im Sinne so-
zialer und fachlicher Veran-
kerung in der Organisation,
wobei es auch hier wieder
graduelle Abstufungen gibt:
der ehrenamtliche Vorstand
hat eher „Heimat“ in der Or-

ganisation als zum Beispiel
ein Ehrenamtlicher, der klas-
sischen Besuchsdienst
macht.

Die organisatorische Be-
rücksichtigung der Ehren-
amtlichen hat in der Praxis
Unterschiede im Informati-
onsstand zwischen Haupt-
amtlichen und Ehrenamtli-
chen zur Folge oder die Eh-
renamtlichen fühlen sich
nicht ausreichend in die Or-
ganisation eingebunden.

Maßnahmen zur
Verbesserung
Vor dem Hintergrund, dass
künftig wohl ein großer Teil
der Arbeit von Non-Profit-Or-
ganisationen nur mehr in Ko-
Produktion mit Ehrenamtli-
chen erbracht werden kann,
lässt sich folgendes festhal-
ten: Für die meisten Haupt-
amtlichen im sozialen Be-
reich gehört die Fähigkeit,
Mittler in Konflikten zu sein
und Lösungen zu unterstüt-
zen, zur beruflichen „Grund-
ausstattung“.

Sehr oft wird aber diese
berufliche Grundausstattung
nicht in unmittelbarer Nähe
(zum Beispiel in Bezug auf
Ehrenamtliche) „angewen-
det“ bzw. stellt gar ein Hin-
dernis dar. Ziel könnte es da-
her sein, die Konfliktfähig-
keit auf individueller und
persönlicher Ebene zum Bei-
spiel durch gemeinsame
Trainings und Supervisionen
zu erhöhen.

Erst das Wahrnehmen der
eigenen Bedürfnis- und Inte-
ressenslagen und der der an-
deren sowie das Aushandeln
und Verhandeln über die
beste Lösung für beide Seiten
ist produktiv und bei der
Konfliktlösung tendenziell
von Dauer. Dieser Win-Win-
Lösung stehen einerseits
Verlierer-Verlierer-Konstella-
tionen und andererseits Ge-
winner-/Verliererkonstella-
tionen gegenüber. Die beiden
zuletzt genannten Konstella-
tionen zeigen bei der Kon-
fliktlösung zwischen Haupt-
und Ehrenamtlichen langfris-
tig destruktive Auswirkun-

gen: eigene und fremde Be-
dürfnisse werden nicht
wahrgenommen. Die eigent-
lichen Verlierer sind aller-
dings die Kunden der Non-
Profit-Organisationen.

„Prophylaktische“ Maß-
nahmen zur Verbesserung
der Zusammenarbeit sind
prinzipiell auf individueller
und auf organisatorischer
Ebene möglich und sollten
auch auf beiden Ebenen um-
gesetzt werden. Beispiele da-
für wären: Erwerb von zu-
sätzlichen Management-Qua-
lifikationen; möglichst präzi-
se Aufbau- und Ablauf-Orga-
nisation, Begleitung der Eh-
renamtlichen auch während
ihrer Arbeit, usw.

Die Erfahrung zeigt, dass
in der Praxis das Verhältnis
zum Thema Verbesserung
der Zusammenarbeit zwi-
schen Haupt- und Ehrenamt-
lichen ambivalent ist. In vie-
len Organisationen gibt es in
einem Vier-Augen-Gespräch
zwar Zustimmung, dass es
notwendig und wichtig wäre
„etwas“ vorbeugend zur Ver-
besserung der Zusammenar-
beit zu tun, gleichzeitig
fürchtet man aber auch die
Auseinandersetzung mit den
(noch?) mehr oder weniger
latent vorhandenen Span-
nungen/Konflikten, die ein
proaktives Setzen von Maß-
nahmen zur Verbesserung
der Zusammenarbeit oft

auch bedeuten kann.
Zudem wird Handlungsbe-

darf oft dann erst auch (offi-
ziell) gesehen, wenn Konflik-
te bereits ausgebrochen sind
und negative Auswirkungen
auf die Zusammenarbeit zu
spüren sind.

Übersehen wird dabei
aber leicht, dass der (finan-
zielle und emotionale) Auf-
wand für diese „Löscharbei-
ten“ allerdings um ein Vielfa-
ches höher ist als wenn
rechtzeitig prophylaktische
Maßnahmen zur Verbesse-
rung der Zusammenarbeit
zwischen Haupt- und Ehren-
amtlichen gesetzt werden.

Ein erster Schritt zur Ver-
besserung der Zusammenar-
beit besteht also in der be-
wussten Wahrnehmung der
eigenen Konfliktfähigkeit
und im Nicht-Verdrängen
von Konflikten auf der Orga-
nisationsebene. Darauf auf-
bauend gilt es Aushand-
lungsprozesse zwischen
Haupt- und Ehrenamtlichen
zu begleiten und zu leben,
Partizipation zu initiieren
und zu gewährleisten. Ge-
lingt es nicht diese Prozesse
in der täglichen Zusammen-
arbeit zu realisieren und sie
in die Organisation zu inte-
grieren, ist es notwendig,
den dafür erforderlichen
Rahmen „außerhalb“ der All-
tagsarbeit zu schaffen – etwa
in Form von Workshops. ■

Handlungsbedarf wird oft erst gesehen, wenn Konflikte bereits ausgebrochen sind. Foto: sxc

Erwartungen …

Quelle: Workshops Anger, Sachse 2008

Gebt uns Rückmeldung zu 
unserer Arbeit.
Unterstützt uns als Fachkom-
petente.
Akzeptiert uns.
Bietet uns Weiterbildungs-
möglichkeiten an.
Schätzt den Wert unserer 
Arbeit (als Personen und 
auch unsere Ideen als Ehren-
amtliche).
Behandelt uns als gleichwer-
tige und gleichberechtigte 
Partner.
Bindet uns in die Zieldefiniti-
on und Zielumsetzung ein.
Motiviert uns! Auch Ehren-
amtliche brauchen Motiva-
tion.
Gebt klare Arbeitsaufträge.
Zeigt, dass ihr unsere Arbeit 
schätzt.

•

•

•
•

•

•

•

•

•
•

… der Hauptamtlichen an 
die Ehrenamtlichen

… der Ehrenamtlichen an 
die Hauptamtlichen

Vertraut uns.
Seid verlässlich(er).
Habt mehr Zeit.
Denkt (mehr) nach.
Nutzt unsere Professionalität.
Akzeptiert uns, wir sind nicht 
aus Sturheit bürokratisch.
Formuliert klar und eindeutig 
eure Erwartungen.
Fordert Feed-back ein. 
Haltet eure Zusagen ein.

•
•
•
•
•
•

•

•
•

Dr. Gerhard Anger und Mag. Irene Sachse arbeiten
als Organisationsentwickler und Trainer in NPO, in der
Öffentlichen Verwaltung und in der Wirtschaft. ■
kontakt: gerhard.anger@trainings.at; irene@sachse.at

■ Zu den Autoren



 VERWALTUNG INNOVATIV  Mittwoch, 7. Jänner 2009 5 

Egalité, Fraternité , . . . et Qualité
Die 5. Qualitätskonferenz brachte einen Dialog zwischen Lehre und Praxis mit über 1000 Teilnehmern in Paris
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Am Beispiel einer Bauge-
nehmigung: Unter dem
Kundenaspekt geht es da-
rum, das Verfahren für die
antragstellende Partei mög-
lichst unaufwändig zu ge-
stalten und rasch abzuwi-
ckeln. Wenn das Verfahren
Baugenehmigung aber all-
gemeiner unter dem Aspekt
der Rechte der Bürger bzw.
der Gesellschaft betrachtet
wird, stellen sich andere
Fragen: Wurden die Rechte
der Nachbarn ausreichend
berücksichtigt? Wie steht es
um die Energieeffizienz des
Gebäudes, die raumplaneri-
schen Fragen etc.

Es ist also notwendig,
den Qualitätsbegriff sehr
weit zu fassen: einerseits

geht es um Servicequalität,
aber auch um politische
Qualität, die Qualität der
Zusammenarbeit der Behör-
den und auch Lebensquali-
tät. Qualität ist ein dynami-
sches Konzept, das sich
weiterentwickelt, und dazu
sollen die Qualitätskonfe-
renzen beitragen. Folgende
Fragen wurden gestellt: Wie
ermöglicht man Innovatio-
nen, wie unterstützt man
sie, aber auch: wie evaluiert
man Innovationen und
prüft, ob sie nur Neuerun-
gen oder auch wirklich Ver-
besserungen gebracht ha-
ben? Eine Innovation ist im
Gegensatz zu einer Erfin-
dung nicht etwas völlig
Neues, sondern etwas für
die betrachtete Organisati-
on Neues - und genau da-
rum geht es bei den Quali-
tätskonferenzen: es werden
Beispiele präsentiert und
diskutiert und alle Teilneh-
mer können sich überlegen,
ob das Projekt oder Teile da-
von für eine Übernahme in
die eigene Organisation in
Frage kommt – entweder
1:1, was wohl selten der
Fall sein wird, oder in einer
an die Umstände angepass-
ten Form.

Neue Themen
bei der Konferenz
Die Konferenz behandelte
neben traditionellen The-
men auch (relativ bzw. in
diesem Zusammenhang)
neue. Dazu gehörte etwa
die Erhöhung des Vertrau-
ens in den öffentlichen
Dienst (aber auch umge-
kehrt: mehr Vertrauen den
Bürgern gegenüber); genau-
so wie Transparenz von
Entscheidungsprozessen;
sozialer Zusammenhalt;
stärkere Beteiligung von
Bürgern und Stakeholdern

und zu guter Letzt: Aner-
kennung und Nutzung von
Diversität.

Diese Begriffe als solche
sind natürlich Schlagwör-
ter. Aber das Schöne am
Konzept der Qualitätskonfe-
renz ist, dass es einen Dia-
log ermöglicht zwischen
den Praktikern aus dem öf-
fentlichen Dienst, die „ihre“
Projekte präsentieren, und
Wissenschaftern, die sie
mit den aktuellen theoreti-
schen Konzepten (wie Good
Governance, Public Value
oder Neo-Weberianischer
Staat) in Beziehung setzen,
und natürlich den Konfe-
renzteilnehmen, die sie hin-
terfragen und auf Übertrag-
barkeit hin überprüfen.

Insgesamt nahmen über
1000 Personen an der Kon-
ferenz teil. Die österrei-
chische Delegation bestand
aus 34 Personen. Vertreten
waren Landes- und Bundes-
behörden, die Gewerk-
schaft, der Hauptverband
der Sozialversicherungsträ-
ger, die Universität Linz
und die Caritas. Jedes EU-
Mitgliedsland hatte die Ge-
legenheit zur Präsentation
von zwei Projekten.

Mehr Diversität
in der Polizei
Österreich präsentierte ein
gemeinsames Projekt der
Stadt Wien mit der Polizei,
um mehr Polizisten mit Mi-
grationshintergrund einzu-
stellen.

Das Projekt in Wien geht
von der Situation aus, dass
rund ein Drittel der Wiener
Bevölkerung Menschen mit
Migrationshintergrund sind.
Dennoch war dieser Teil der
Bevölkerung in der Polizei
bisher nur in geringem Aus-
maß vertreten (rund 1 Pro-
zent). Bis zum Jahr 1012 sol-

len 80 weitere Personen mit
Migrationshintergrund auf-
genommen werden.

Servicecenter im
Landesgericht Linz
Das Servicecenter im Lan-
desgericht Linz bringt für
Menschen, die einen Amts-
weg bei Gericht zu erledigen

haben, eine große Verbesse-
rung. Die Mitarbeiterinnen
im Servicecenter, das sich
im Eingangsbereich des Ge-
richts befindet, können auf-
grund spezifischer Schulun-
gen einfachere Anliegen
vollständig abwickeln bzw.
überall eine kompetente
Erstauskunft geben und ge-

zielt an die zuständigen Kol-
legen weiter verweisen.

So konnte sich Österreich
mit zwei innovativen Projek-
ten aus traditionell wichti-
gen Bereichen der Verwal-
tung als moderner öffentli-
cher Dienst präsentieren,
der Bürgeranliegen ernst
nimmt. ■

Die Qualitätskonferenz fand im Pariser Hochhausviertel La Défense statt. Foto: sxc

Analytische Starthilfe für den Führungskräftenachwuchs

■ Modernisierung der
Verwaltung mündet
erfordert neues
Führungsverständnis.
■ Nur passende
Mitarbeiter bringen
maximale Leistungen.

Von Karin Ginzel

Wien. Eine stetige Moderni-
sierung der Verwaltung be-
deutet nicht nur die Opti-
mierung von Verwaltungs-
prozessen, es entsteht auch
ein neues Bild des Mitarbei-
ters und ein neues Ver-
ständnis von Führung. Ziel-
und Leistungsvereinbarun-
gen im Rahmen eines „Ma-
nagement by Objectives“
bewirken, dass Mitarbei-
tern nicht nur mehr Mit-
sprache eingeräumt, son-
dern ihnen auch mehr Ver-
antwortung übertragen
wird. Führungskräfte agie-
ren als Manager und Unter-
stützer bei der Erreichung
der Ziele ihrer Mitarbeiter.
Entscheidend ist der richti-

ge Einsatz der Mitarbeiter
nach ihrem Können, ihren
Fähigkeiten und Ihren Fer-
tigkeiten.

Nur Mitarbeiter, die in
für sie passenden Berei-
chen bzw. Positionen einge-
setzt sind, bringen maxima-
le Leistungen und sind mit
Freude und Engagement bei
der Sache. Falsch besetzte
Positionen hingegen, in de-
nen Mitarbeiter über- oder
unterfordert sind, hemmen
Arbeitsprozesse und verur-
sachen hohe Kosten durch
vermehrte Krankenstände,
Burnout oder innere Kündi-
gung. Um eine möglichst
hohe Passung zwischen
dem Eignungsprofil des
Mitarbeiters und dem An-
forderungsprofil der Stelle
zu erreichen, bedarf es ei-
ner Analyse der Stärken
und Entwicklungspotenzia-
le des Einzelnen. Darauf
aufbauend können gezielt
Fördermaßnahmen gesetzt
und Weiterbildungen ge-
plant werden. Besonders
für Führungskräfte ist die
Analyse von Potenzialen

empfehlenswert, da sich ei-
ne Fehlbesetzung in diesem
Bereich schwerwiegend auf
die Leistung und Motivation
des ganzen Teams auswir-
ken kann.

Karriere durch
persönliche Entwicklung
Eine Potenzialanalyse er-
möglicht die Feststellung,
welche Begabungen eine
Person hat. Es gilt nicht nur
schon vorhandene Fähigkei-
ten aufzuzeigen, sondern
auch Entwicklungspotentia-
le aufzudecken, die mitunter
noch unentdeckt in den Mit-
arbeitern schlummern – was
Menschen motiviert, welche
Neigungen, Interessen und
Bedürfnisse sie haben. Die
Anwendungsbereiche von
Potenzialanalysen sind viel-
fältig und reichen von der
Bewerberauswahl über indi-
viduelle Laufbahnplanung
bis zur Unterstützung eines
Einstieges in High Potential
Programme.

Zur Analyse werden oft
Persönlichkeitsfragebögen
herangezogen, in denen sich

entweder nur die betreffen-
de Person selbst einschätzt
oder auch Kollegen und Vor-
gesetzte (Fremd-)Einschät-
zungen der Persönlichkeit
und des Verhaltens vorneh-
men.

In Auswahlsituationen
bieten objektive Persönlich-
keitstests und experimentel-
le Verhaltensdiagnostik den
Vorteil möglichst unver-
fälschte Ergebnisse zu lie-
fern, da für die Kandidaten
nicht ersichtlich ist, wie das
Verfahren Antworten auf ge-
stellte Aufgaben bewertet.
Vergleichsweise aufwändig
gestalten sich sogenannte
Förder-Assessments, die oft
in der Führungskräfteent-
wicklung eingesetzt werden.
Bei Rollenspielen, Präsenta-
tionen, Gruppendiskussio-
nen und Fallstudien werden
Verhaltensweisen beobach-
tet, die Schlüsse auf Stärken
und Schwächen der Mitar-
beiter zulassen. Bei allen
Verfahren ist ein anschlie-
ßendes Rückmeldegespräch
unverzichtbar, da damit so-
wohl auf offene Fragen und

abgeleitete Entwicklungsbe-
darfe eingegangen werden
kann, als auch allfällige
Missinterpretationen von Er-
gebnissen aus dem Analyse-
verfahren vermieden wer-
den können.

Ressortübergreifender
Einsatz in den Ämtern
Im Frühjahr 2008 startete
das erste interministerielle
Potentialentwicklungspro-
gramm für Nachwuchsfüh-
rungskräfte der Verwal-
tungsakademie des Bundes.
Am Beginn des 6-monati-
gen Lehrgangs wurden mit
sehr positiver Resonanz Po-
tentialanalysen eingesetzt.
Auch den Mentees des
Cross Mentoring Pro-
gramms des Bundes wurde
diesen Herbst erstmals die
Möglichkeit ein Potential-
analyse mit individuellem
Coachinggespräch geboten.
Aus den Ergebnissen kön-
nen gleich zu Beginn des
Arbeitsjahres adäquate be-
rufliche und persönliche
Entwicklungsziele abgelei-
tet werden, an denen in Fol-

ge mit Unterstützung der
Mentoren gearbeitet wird.
Die Bereitschaft zu Potenzi-
alanalysen in der Verwal-
tung darf als positives Zei-
chen gesehen werden, denn
die Betrachtung und Ent-
wicklung der eigenen Per-
sönlichkeit bedeutet An-
strengung und erfordert
viel Mut von den potenziel-
len Führungskräften. ■

Mag. Karin Ginzel ist
Psychologin in der Abtei-
lung III/4 –Personalent-
wicklung und Mobilitäts-
förderung im BKA. ■
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Die Bürgergesellschaft in Europa
Eine Studie von Governance International zeigt, wie die Verwaltung und die Bürger optimal zusammenarbeiten

■ Vom passiven
Kunden zum aktiven
Koproduzenten.
■ Bereitschaft geht
durch alle Schichten.

Von Elke Löffler

Paris/Wien. Knappe Kas-
sen, neue Informationstech-
nologien und die Folgen des
demografischen Wandels
markieren eine Trendwen-
de in der Zusammenarbeit
zwischen öffentlicher Ver-
waltung und Bürgern. Wie
eine von Governance Inter-
national durchgeführte in-
ternationale Studie zeigt,
spielen Bürger im Dienst-
leistungsprozess der öffent-
lichen Verwaltung eine im-
mer wichtigere Rolle als
Leistungsverstärker. Damit
ist die Verwaltung gefordert
ein neues Bürgerbeteili-
gungsmanagement zu ent-
wickeln und traditionelle
Ansätze des Qualitätsmana-
gements zu überdenken.

Britische Spitäler und
französische Heime
In britischen Krankenhäu-
sern erhalten Patienten Trai-
ningskurse, um die Folgen
ihrer Krankheit besser zu
bewältigen und um gleich-
zeitig ihre Erfahrungen mit
der Krankheit an andere Pa-
tienten weiterzugeben. Die
Vorteile? Weniger Arztbesu-
che, Kostenersparnis im Ge-
sundheitswesen und eine
höhere Lebensqualität der
Patienten und ihrer Famili-
en.

Im Osten Frankreichs
kümmern sich in speziell
auf inter-generatives Woh-
nen zugeschnittenen Häu-
sern junge Familien um
pflegebedürftige Senioren.
Die Bürgermeister von
Kleinstkommunen sind be-
geistert: Villa Family schafft
Arbeitsplätze im ländlichen
Raum und sorgt dafür, dass
ältere Menschen nicht in ein
weit entferntes Altersheim
abgeschoben werden.

In Österreich wie in ganz
Europa verrichten Bürger
immer mehr öffentliche
Dienstleistungsprozesse be-
quem über das Internet, die
zuvor zeitraubende Behör-
dengänge erforderlich mach-
ten. Die Trennung zwischen
öffentlichen Dienstleistern
und Kunden weicht immer
mehr auf und Bürger beteili-
gen sich auf vielfache Weise
als Leistungserbringer im
öffentlichen Sektor.

Welche Gründe gibt es für
eine stärkere Bürgerbeteili-
gung ? Wie private Dienst-
leistungsanbieter erkennen
auch immer mehr Verwal-
tungen, dass sich die Dienst-
leistungsqualität verbessert,
je mehr Vorgänge die Bür-
ger selbst erledigen. Selbst-
beteiligung wiederum spart
Geld bzw. setzt Ressourcen
frei für diejenigen, die be-
nachteiligt sind und in be-
sonderem Maße Zuwendung
brauchen.

Die Motive für das zuneh-
mende Ausmaß an Kopro-
duktion von Bürgern im öf-
fentlichen Bereich sind ei-
nerseits natürlich die Kos-
tenersparnisse für die Ver-
waltung. Aber genauso pro-
fitiert die Kundenorientie-
rung durch die Nutzung des
Wissens und der Informatio-
nen von Bürgern davon.

Als Governance Interna-
tional zu diesem Thema Dis-

kussionen mit Verwaltungs-
mitarbeitern in verschiede-
nen europäischen Ländern
durchführte, zeigten sich
sehr unter-schiedliche Sicht-
weisen über den Umfang
der Koproduktion im öffent-
lichen Bereich:

„Verwaltungsmitarbeiter in
allen Fachbereichen sind sich
der Tatsache bewusst gewor-
den, dass sie Dienstleistun-
gen mit den Menschen zu-
sammen machen müssen, an-
statt für sie“ (Großbritannien)

 „Die meisten Ärzte
schätzen gut informierte Pa-
tienten, aber ungefähr ein
Drittel des Fachpersonals
zieht es immer noch vor, die
Alleininhaber des Wissens
im Heilungsprozess zu sein.“
(Tschechien)

 „… Die dänische Ge-
sellschaft ist darin etwas an-
ders. Irgendwie überlassen
wir alle gesellschaftlichen
Angelegenheiten dem Staat
und wünschen uns, nichts
mehr damit zu tun zu ha-
ben.“ (Dänemark)

Das französische Finanz-
ministerium gab bei dem
Umfrageinstitut Sofres eine
repräsentative Bürgerbefra-
gung in Auftrag, um Auf-
schlüsse darüber zu erzie-
len, wie sehr sich Bürger im

Dienstleistungsprozess der
öffentlichen Verwaltung be-
teiligen und welche Rolle
sie in Zukunft spielen.

Bei einer Telefonbefra-
gung nach einer repräsen-
tativen Zufallsauswahl von
4951 Erwachsenen (18+
Jahre) wurden über 1000
Interviews in Dänemark,
Deutschland, Frankreich,
Großbritannien und Tsche-
chien geführt.

Die drei ausgewählten
Themenkreise der Verwal-
tung waren Öffentliche Si-
cherheit, Umweltschutz und
Gesundheitswesen.

Die Gespräche konzen-
trierten sich auf folgende
Hauptfragestellungen:

Wie stark arbeiten Bür-
gern bei der Vorsorge und
Vorbeugung mit? Ändert
die Mitwirkung die Erwar-
tungen und Einstellungen
von Bürgern? Wie ist die
Beteiligung von Bürgern im
Dienstleistungsprozess zu-
künftig einzuschätzen?

Die Ergebnisse der Befra-
gung zeigen, dass die Bür-
gerbeteiligung in den unter-
suchten Bereichen wesent-
lich größer ist, als von den
Verwaltungsmitarbeitern in
Fokusgruppendiskussionen
angenommen wurde. Insbe-
sondere zeigt sich ein star-
kes Engagement im Um-
weltschutz und in der Ge-
sundheitsvorsorge, wäh-

rend die Bereitschaft, sich
für öffentliche Sicherheit zu
engagieren, wesentlich ge-
ringer ist. Aber auch im eu-
ropäischen Vergleich zei-
gen sich erhebliche Unter-
schiede: So engagieren sich
die britischen Bürger an der
Verbesserung der Umwelt,
der Gesundheit und öffentli-
cher Sicherheit insgesamt
wesentlich stärker als etwa
die Bürgerschaft in Däne-
mark, die sich am unteren
Ende der Skala befindet.
Welchen Platz würde wohl
Österreich in diesem Län-
dervergleich einnehmen?

Ein weiteres interessan-
tes Ergebnis (siehe Grafik):
Bürger treffen vor allem
dann Vorsorge- und Vorbeu-
gungsmaßnahmen, wenn
sie dazu keine dritten Per-
sonen kontaktieren und kei-
ne große Mühe aufwenden
müssen. Beim Verriegeln
von Türen und Fenster, Re-
cyceln von Wertstoffen,
beim Energie- und Wasser-
sparen machen mehr als 80
Prozent der Bürger mit. Ist
es aber erforderlich, den
persönlichen Lebensstil zu
ändern, beispielsweise we-
niger Auto fahren, sich ge-
sünder ernähren und mehr
Sport zu treiben, sind nur
noch etwa 60 Prozent der
Befragten dabei.

Besonders unpopulär ist
die Teilnahme an Vereini-

gungen und Gruppen in
den untersuchten Berei-
chen.

Tendenziell engagieren
sich ältere Menschen, Frau-
en und Menschen, die nicht
erwerbstätig sind, mehr als
andere Gruppen.

 Mehr als 70 Prozent
der Befragten geben an, in
einem der genannten Berei-
che künftig mehr tun zu
wollen. Insbesondere Ju-
gendlichen sind bereit zu
verstärktem Engagement,
benötigen aber noch einen
Impuls, um anzufangen.

 Die Bereitschaft zu
verstärkter Vorsorge und
Vorbeugung hängt nicht
vom Bildungsgrad ab. Auch
der Unterschied zwischen
urbaner und ländlicher Be-
völkerung ist marginal.
Überraschenderweise kor-
reliert das Self-Service-Ver-
halten im privaten Sektor
(wie etwa die starke Nut-
zung von Internet-Banking)
nicht das Verhalten im öf-
fentlichen Sektor (ob die be-
treffende Person etwa was-
sersparend lebt).

Ist wirkungsorientierte
Verwaltung greifbarer?
Was bedeuten nun diese Er-
gebnisse für die öffentliche
Verwaltung? Zunächst die
gute Nachricht: Die alternde
Gesellschaft bedeutet nicht
nur zunehmende Kosten für
den Staat, sondern auch
mehr ältere Menschen, die
besonders eifrige ‚Koprodu-
zenten' im öffentlichen Be-
reich sind. Aber auch jünge-
re Menschen sind bereit,
mehr Vorsorge und Vorbeu-
gung zu betreiben, aller-
dings nicht unbedingt in
Gruppen. Damit ist die Ver-
waltung gefordert, vor allem
Jugendlichen an die Beteili-
gung und Mitverantwortung
an öffentlichen Aufgaben he-
ranzuführen. Sicherlich bie-
ten neue Informationstech-
nologien neue Zugänge zu
dieser Zielgruppe, aber
wichtig ist einzelne Perso-
nen mit den Themen anzu-
sprechen, die für diese Per-
son auch von Interesse
sind.

Behördenunabhängige
Marktforschung nötig
In Zukunft werden Kunden-
zufriedenheitsbefragungen
nicht mehr ausreichen, son-
dern mehr behördenunab-
hängige Marktforschung
über Bürger ist notwendig.
Verwaltungsmitarbeiter
müssen ein neues Selbstver-
ständnis entwickeln, da sie
in einem Koproduktionskon-
text nicht mehr die alleini-
gen Fachexperten bzw. Pro-
zesseigner sind.

Viele Verwaltungsmitar-
beiter befürchten einen Kon-
trollverlust. Aber seien wir
ehrlich: Wenn wir das Leit-
bild der wirkungsorientier-
ten Verwaltung ernst neh-
men, hat eine einzelne Ver-
waltung immer nur Einfluss,
nie aber völlige Kontrolle
über Wirkungen. Effektive
Koproduktion mit Bürgern
bietet die Chance diesen
Einfluss besser zu nutzen. ■

Koproduktion: Was Bürger gern- und weniger gern- machen
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Haushaltsabfälle recyclen

 Türen und Fenster verriegeln
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■ Zur Autorin



 VERWALTUNG INNOVATIV  Mittwoch, 7. Jänner 2009 7 

Solingen. Mike Häusgen,
der Leiter des Solinger Aus-
länder- und Integrationsbü-
ros der Stadt Solingen im
Bergischen Land bringt es
auf den Punkt: „Natürlich
nehmen wir nach wie vor
unsere gesetzlichen Aufga-
ben wahr, aber seitdem wir
unsere Qualitätsgarantien
eingeführt haben, hat sich
mehr verändert als nur der
Name unserer Behörde.“

Was in den Bürgerbüros
und Kindertagesstätten der
Stadt Solingen seit 2001 vor-
gemacht wurde, hat die Lei-
terin des Einwohnerwesens,
Barbara Rennbaum, ermu-
tigt, die Idee der Leistungs-
versprechen in dem ver-
meintlichen schwierigen
und stark gesetzesgebunde-
nen Bereich der Ausländer-
behörde anzuwenden. „Alle
unsere Mitarbeiter haben
sich zu qualifizierten Kun-
denberatern ausbilden las-
sen. Wir erbringen eine
Dienstleistung und – und
das ist das Besondere –ver-
sprechen die Einhaltung von
definierten Qualitätsstan-
dards.“

● Wir bieten Terminver-
einbarungen an, die lästige
Wartezeiten überflüssig ma-
chen.

● Wir sind um Pünktlich-
keit bemüht.

● Spätestens nach 15 Mi-
nuten werden sie bedient.

● Bürger der Europäi-

Versprechen halten:
Von der Behörde – hin
zum Integrationsbüro

Die alte Ausländerbehörde gibt es nicht mehr – Wie Leistungsversprechen die Kultur in Solingen verändert haben

■ Die Bearbeitung
von Anträgen dauert
maximal 3 Monate.
■ „Interkulturelles
Gesamtkonzept.“

Von Hanspeter Knirsch schen Union können ihre
Angelegenheiten bis hin
zum Einbürgerungsantrag
ohne vorherige Terminab-
sprache im EU-Büro im Bür-
gerbüro Ohligs erledigen.
Hier gibt es in der Regel kei-
ne Wartezeiten.

● Wir melden uns, wenn
ihre Aufenthaltserlaubnis
abläuft. Das erspart ihnen
und uns unnötigen Stress.

● Wir beraten Sie über
die Möglichkeiten, länger
oder dauerhaft zu bleiben.

● Wir verstehen uns als
Lotsen durch das Dickicht
der Vorschriften.

● Die Bearbeitung von
Anträgen für Niederlas-
sungserlaubnisse dauert
maximal drei Monate.

● Wir beraten Sie in Ein-
bürgerungsfragen.

● Wir garantieren kurze
Bearbeitungszeiten von Ein-
bürgerungsanträgen.

● Eingebürgerte werden
bei uns in einer kleinen Fei-
erstunde willkommen gehei-
ßen.

● Auch wenn das Inter-
net den persönlichen Be-
such beim Ausländer- und
Integrationsbüro nicht er-
setzt: Alle wichtigen Infor-
mationen haben wir auf der
Homepage der Stadtverwal-
tung Solingen zusammenge-
fasst: www.auslaenderbeho-
erde.solingen.de.

Hier findet man außer-
dem alle Formulare, die man
in Ruhe zu Hause ausfüllen
kann.

Die Leistungsversprechen
gibt es als Faltblatt. Es ist im
Internet in folgenden Spra-
chen veröffentlicht:

● englisch
● französisch
● italienisch
● serbokroatisch
● türkisch

Mike Häusgen weiß von
Einwänden anderer Auslän-
derbehörden zu berichten,
die sagen, dass sie das doch
auch so machen. „Ja, aber
wir garantieren es! Und das
hat das Bewusstsein unserer
Mitarbeiter verändert,“ lau-
tet die mit einem gewissen
Stolz gegebene Antwort.

Für Anne Wehkamp, Inte-
grationsbeauftragte der
Stadt Solingen, ist der durch
die Leistungsversprechen
bewirkte Kulturwandel ent-
scheidend, da alte Feindbil-
der und Misstrauen abge-
baut werden konnten. Der
vom Ministerium für Gene-
rationen, Familie, Frauen
und Integration des Landes
Nordrhein-Westfalen geför-
derte Integrationsleitfaden
der Stadt Solingen (www.zu-
wanderer.solingen.de) ist
ein Beleg für den wirksa-
men Abbau von Kommuni-
kationsschranken und die
Verankerung des Themas

als Querschnittsaufgabe. Die
Sensibilität von Politik und
Verwaltung für das Thema
Migration sowie das breit
gefächerte Spektrum an
Maßnahmen waren gute Vo-
raussetzungen für die Imple-
mentierung der Leistungs-
versprechen. Solingens „In-
terkulturelles Gesamtkon-
zept“ bietet dabei auch künf-
tig eine gute Grundlage für
strukturiertes Handeln. Ge-
riet Solingen im Jahr 1993
negativ in die Schlagzeilen,
weil ein von Rechtsextre-
men verübter Brandan-
schlag auf das Haus einer
türkischstämmigen Familie,
bei dem fünf Menschen star-
ben, die Einwohner der
Stadt tief erschütterte, ist
die Ausländer- und Integra-
tionsarbeit der Stadt mittler-
weile ein positiver Image-
faktor.

Migranten aus
130 Herkunftsländern
In der 160.000 Einwohner
zählenden Stadt Solingen,
deren Markenzeichen tradi-
tionell scharfe Messer und
Klingen sind, leben Men-
schen aus 130 Herkunftslän-
dern. Sie werden politisch
durch den Zuwanderer- und
Integrationsrat vertreten,
der voll und ganz hinter
dem praktizierten Konzept
steht. Jährlich werden dort
auch die Ergebnisse der
Kundenbefragungen vorge-
stellt. Dabei werden die glei-
chen Fragen gestellt, die
auch in den Bürgerbüros
und Standesämtern verwen-
det werden. Feedback be-
kommt das Ausländer- und
Integrationsbüro auch von
den freien Trägern der
Wohlfahrtspflege, die aktiv
in der Ausländerarbeit enga-
giert sind. „Seitdem die ge-
merkt haben, das wir nicht
auf dem hohen Ross einer
Behörde sitzen, sondern uns
als Dienstleister verstehen,
klappt die Zusammenarbeit
besser denn je,“ weiß Mike
Häusgen zu berichten.
„Über das zentrale Be-
schwerdemanagement der
Stadt kommt höchstens mal
eine Beschwerde über eine
Entscheidung in der Sache.
Unsere Servicequalität steht
selten zur Debatte.“

Das schätzen auch die
Mitarbeiter selbst hoch ein.
Die Arbeitszufriedenheit ist
eindeutig positiv beeinflusst
worden. Jetzt, wo andere
Stadtdienste der Verwaltung
gehalten sind, Kennzahlen
für das Neue Kommunale Fi-
nanzmanagement zu formu-
lieren, blickt man teilweise
neidisch auf das Ausländer-
und Integrationsbüro, das
schon daran gewöhnt ist,
mit Zielen und Qualitäts-
kennzahlen zu arbeiten.
Beim Ausländer- und Inte-
grationsbüro hat man von

vornherein darauf geachtet,
dass die formulierten Leis-
tungsziele den Standards
der Merkregel entsprechen.
Alle Ziele müssen messbar,
erreichbar, relevant und
kontrollierbar sein.

Mitarbeiter anderer Stadt-
dienste fragen auch nach,
was sie tun können, um sich
besser auf ihre Aufgaben in
der Integrationsarbeit ein-
stellen zu können. So wird
beispielsweise jetzt auch für
Mitarbeiter und Mitarbeiter
der Stadtbibliothek und an-
derer Publikumsbereiche in-
terkulturelles Training ange-
boten, um besser mit Kon-
fliktsituationen im Arbeits-
alltag umgehen zu können.

Was sind die Erfolgsfakto-
ren des Solinger Modells?
„Positiv war sicherlich die
Tatsache, dass Qualitätsma-
nagement in unserer Ver-
waltung schon seit langer
Zeit ein Thema war,“ ist sich
die Stadtdienstleiterin Bar-
bara Rennbaum sicher. „
Durch die Vorarbeit in den
Bürgerbüros mussten wir
methodisch kein Neuland
betreten und wir hatten die
Rückendeckung der Verwal-
tungsführung.“ Die volle Ak-
zeptanz der Mitarbeiter
nennt Mike Häusgen als
weiteren Erfolgsfaktor. Für
die Integrationsbeauftragte
Anne Wehkamp wäre der
Erfolg ohne das Engagement
aller Beteiligten nicht denk-
bar. „Und der sicht- und
spürbare Erfolg spornt alle
an, den eingeschlagenen
Weg weiterzugehen,“ so ihr
Fazit. ■ „Der sichtbare Erfolg spornt alle an.“ Foto: bilderbox

■ Neues Buch:
Theorie und Praxis
der breitenwirksamen
Partizipation.

Bürgerpanels als moderne
Form der Bürgerbeteiligung

An der repräsentativen De-
mokratie des hierzulande
praktizierten Typs wird
vielfach kritisiert, dass die
Wähler Mandatsträgern für
die Dauer einer Wahlperi-
ode gleichsam „Generalvoll-
macht“ erteilen.

Als Alternative werden
zuweilen plebiszitäre Me-
thoden „direkter“ Demokra-
tie oder auch Beteiligungs-
verfahren diskutiert, die
aber nur wenige Personen
einbeziehen. Chancen für
breitere Teile der Bevölke-
rung, sich wirksam in den
politischen Prozess einzu-
bringen, ohne die gewähl-
ten Vertreter zu entmach-
ten, scheinen nicht verfüg-
bar zu sein. Doch die Publi-

kation„Bürgerbeteiligung
durch lokale Bügerpanels“
von Helmut Klages, Carmen
Daramus, Kai Masser aus
der Reihe „Modernisierung
des öffentlichen Sektors“
stellt einen praktischen
gangbaren Weg vor. Denn

das lokale Bürgerpanel zielt
auf einen institutionalisier-
ten Dialog von Rat und Ver-
waltung mit der Bürger-
schaft durch wiederkehren-
de Bürgerbefragungen. Das
in diesem Band präsentierte
Konzept zeigt, dass ver-
schiedene heterogen er-
scheinende Zielsetzungen
gleichzeitig erreicht werden
können: Bürgerpanels kön-
nen repräsentativ, jedoch
gleichermaßen für alle Bür-
ger offen und für die Ent-
scheider nicht nur machbar,
sondern sogar attraktiv
sein.

Die Beteiligung kann nie-
derschwellig organisiert
und für die Kommune mit
erstaunlich geringen Kos-
ten verbunden sein. ■

Modernisierung des öffentlichen
Sektors, Bd. 32
Berlin: edition sigma 2008
ISBN 978-3-8360-7232-8 111 S.
8,90 Euro

Dr. Hanspeter Knirsch,
Jurist mit langjähriger Er-
fahrung in der öffentli-
chen Verwaltung und im
Beratungsbereich mit
Schwerpunkten im Be-
reich von Controlling und
Steuerung sowie der Opti-
mierung der öffentlichen
Dienstleistungen und Fi-
nanzen sowie des öffent-
lichen Vermögens. ■
www.knirsch-consult.com

■ Zum Autor
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Wien. Das Bundesministe-
rium für Finanzen (BMF)
setzt bei der standardisier-
ten Steuerung und Kontrol-
le der Informationssicher-
heit auf die international
anerkannte Sicherheits-
norm ISO/IEC 27001.

Die zentralen Aufgaben
des Bundesministeriums
für Finanzen sind traditio-
nell die Budget und Steuer-
politik sowie Fragen der
Wirtschafts- und Struktur-
politik, des Zollwesens und
der Informations- und Kom-
munikationstechnologie.
Das BMF verarbeitet hierbei
in Erfüllung der gesetzli-
chen Aufträge umfassende
Datenbestände von Bürgern
und Unternehmen.

Der Schutz der Vertrau-
lichkeit, der Integrität und
der Verfügbarkeit dieser In-
formationen stellt daher ho-
he Anforderungen an das
Informationssicherheits-
Management des Finanzres-
sorts.

BMF: IT-Sektion als
zentrale Drehscheibe
Die Sektion V - IT-Sektion
fungiert dabei als zentrale
Drehscheibe und Transfor-
mator zwischen den Fach-
bereichen und den IT-
Dienstleistern, wobei die
hoch qualifizierte IT-Unter-
stützung sowie die Gewähr-
leistung eines hohen Quali-
tätsstandards zu ihren
Kernaufgaben zählen.

Auf Grund der Änderun-
gen der rechtlichen und re-
gulativen Vorgaben, insbe-

Erfolgreiche Zertifizierung der
IT-Sektion des Finanzministeriums

Das BMF setzt bei der Steuerung und Kontrolle der Informationssicherheit auf die Sicherheitsnorm ISO/IEC 27001

■ Der Schutz der
Vertraulichkeit und
der Integrität stellt
hohe Anforderungen.
■ Konzept bietet
konkrete Antworten
auf Eigenheiten
der Verwaltung.
■ BMF ist das erste
Ministerium mit
einer Zertifizierung
nach diesem
Sicherheitsstandard.

Von Johann Pleskac
und Ute Csaicsich-Edlinger

sondere der relevanten Si-
cherheitsnormen, wurde im
Jahr 2007 beschlossen, das
seit 2002 bestehende Infor-
mationssicherheits-Manage-
mentsystem (ISMS) der
Sektion V im Rahmen eines
umfassenden Projekts zu
aktualisieren.

Ziel des Projekts war die
Weiterentwicklung des
ISMS in Übereinstimmung
mit den Normanforderun-
gen der international aner-
kannten Sicherheitsnorm
ISO/IEC 27001 und den An-
forderungen aus relevanten
Gesetzen und Regulierun-
gen. Ein weiteres Projekt-
ziel bestand in der unab-
hängigen Überprüfung und
Zertifizierung des weiter-
entwickelten ISMS in der
Sektion V.

Das Projekt wurde vom
Sicherheitsbeauftragten des
BMF, Johann Pleskac, initi-
iert und startete am 1. Juli
2007. Für das Projektmana-
gement auf Seiten des BMF
zeichnete Ute Csaicsich-Ed-
linger verantwortlich.

Als Partner und Berater
wurde die Bundesrechen-
zentrum GmbH gewählt, die
bereits eine langjährige Er-
fahrung und das entspre-
chende Know-how für das
umfangreiche Vorhaben
vorweisen konnte.

Der Projektumfang war
gewaltig. Die Weiterent-
wicklung umfasste die Ak-
tualisierung, Neuentwick-
lung und Implementierung
aller ISMS-Bereiche nach
dem PDCA-Modell:

PLAN – Sicherheitsvor-
gaben

●  Review der Sicher-
heitspolitik des BMF, mit
der die Grundsätze der In-
formationssicherheit für
das Ressort festgelegt wer-
den.

●  Definition einer Infor-
mationssicherheits-Prozess-
landschaft nach den Grund-
sätzen der ISO/IEC 27001,
welche die Ablauforganisa-
tion des ISMS auf der Ma-
nagementebene und auf der
Supportebene festlegt.

●  Implementierung ei-
nes Compliance-Manage-
ments für die Informations-
sicherheit nach den Grund-
sätzen der ISO/IEC 27001,
welches die Berücksichti-
gung der relevanten rechtli-
chen und regulativen Vor-
gaben für die Informations-
sicherheit sowie deren Voll-
ständigkeit und Aktualität
regelt.

●  Umfassende Aktuali-
sierung der Sicherheits-
richtlinien nach den Grund-
sätzen der ISO/IEC 27001
und 27002, welche die si-
cherheitsrelevanten Vorga-
ben zur Gewährleistung der
Vertraulichkeit, Integrität
und Verfügbarkeit festle-
gen.

●  Definition einer Si-
cherheitsarchitektur, wel-
che die technischen Vorga-
ben im Hinblick auf die ein-
gesetzten Sicherheitstech-
nologien für Auftragnehmer
des BMF normiert und eine
Prüfung der schutzbedarfs-
gerechten Umsetzung ge-
währleistet

DO – Risikomanage-
ment

●  Vollständige Erneue-
rung des Informations-Risi-

komanagements nach den
Grundsätzen der ISO/IEC
27005, welches die Identifi-
zierung, Bewertung und Be-
handlung bestehender Risi-
ken auf Basis einer standar-
disierten Methodik festlegt.

CHECK – Controlling
●  Implementierung ei-

nes Auditprogramms nach
den Grundsätzen der ISO/
IEC 27001 und ISO 19011,
welches die regelmäßige
Prüfung des ISMS im Hin-
blick auf die Vollständigkeit
und Aktualität sowie auf die
Einhaltung und Wirksam-
keit der Vorgaben und Si-
cherheitsmaßnahmen re-
gelt.

●  Implementierung ei-
nes Sicherheitskennzahlen-
Managements nach den
Grundsätzen der ISO/IEC
27004, welches die Bereit-
stellung von objektiven
Messdaten und Verbesse-
rungspotential für die
Steuerung und Kontrolle
des ISMS ermöglicht.l

ACT – kontinuierliche
Verbesserung

●  Implementierung ei-

nes kontinuierlichen Ver-
besserungsprogramms
nach den Grundsätzen der
ISO/IEC 27001, welches die
Identifizierung von Verbes-
serungspotenzial sowie die
Umsetzung und Wirksam-
keitsprüfung von Verbesse-
rungsmaßnahmen regelt.

Vorteile und Nutzen:
Informationssicherheit
Das ISMS ermöglicht dem
Bundesministerium für Fi-
nanzen die standardisierte
Steuerung und Kontrolle ei-
ner angemessenen Informa-
tionssicherheit bei der Ver-
arbeitung der umfassenden
Datenbestände von Bürgern
und Unternehmen.

Es legt hierbei klar defi-
nierte Sicherheitsvorgaben
für alle organisatorischen
und technischen Bereiche
fest und regelt die erforder-
lichen operativen Abläufe.

Weiters stellt es sicher,
dass potenzielle Risiken für
die Informationssicherheit
regelmäßig und systema-
tisch identifiziert, bewertet
und durch die Anwendung
geeigneter Sicherheitsmaß-
nahmen auf ein akzeptables
und tragbares Maß redu-
ziert werden. Zudem ge-
währleistet es eine laufende
Bewertung auf Basis von
durchgeführten Audits und
Kennzahlen sowie die kon-
tinuierliche Anpassung und
Weiterentwicklung entspre-
chend der sich ändernden
Aufgabenstellungen.

Die Ausrichtung auf die
Anforderungen der weltweit
anerkannten Sicherheits-
norm ISO/IEC 27001 soll
zeigen, welche enorme Be-
deutung die Informationssi-
cherheit für das Bundesmi-
nisterium für Finanzen hat.
Der Standard ermöglicht
überdies eine strukturierte
Vorgehensweise und die
notwendige Transparenz in
diesem komplexen Umfeld.

Die regelmäßige Zertifi-
zierung durch eine akkredi-
tierte Zertifizierungsorgani-
sation dient letztendlich der
unabhängigen und strengen

Überprüfung der Aktivitä-
ten und bestätigt den hohen
Qualitätsstandard.

Das alles ist nicht so
selbstverständlich wie es
klingt: ist doch das BMF-
Zentralstelle das erste Mi-
nisterium in Europa mit ei-
ner solchen Sicherheitszer-
tifizierung.

Die unabhängige Über-
prüfung des weiterentwi-
ckelten ISMS der Sektion V
wurde durch die in Öster-
reich akkreditierte Zertifi-
zierungsorganisation CIS -
Certification & Information
Security Services GmbH
vorgenommen.

Die Überprüfung erfolgte
auf Basis eines mehrstufi-
gen Zertifizierungsaudits,
welches am 29. Oktober
2008 mit der erfolgreichen
Zertifizierung abgeschlos-
sen wurde. Das Zertifikat
nach ISO/IEC 27001 stellt
dabei einen unabhängigen
Nachweis des Qualitätsstan-
dards und der Normenkon-
formität nach ISO/IEC
27001 dar und bescheinigt
das hohe Niveau der Infor-
mationssicherheit.

Das Zertifikat weist eine
Gültigkeit von drei Jahren
auf. Zudem erfolgen jährli-
che Überwachungsaudits.

Damit erreichte das Bun-
desministerium für Finan-
zen als erstes Bundesminis-
terium in Österreich eine
Zertifizierung nach diesem
Sicherheitsstandard. Da-
durch soll auch das Ver-
trauen der Bürger in die Si-
cherheit der IT-Verfahren
des Ressorts gestärkt wer-
den.

Mit dem nun vorliegen-
den und zertifizierten Mo-
dell eines ISMS für ein Bun-
desministerium liegt ein Si-
cherheitskonzept vor, das
auf die spezifischen Eigen-
heiten der österreichischen
Bundesverwaltung konkre-
te Antworten bietet. Darü-
ber hinaus konnte eine Har-
monisierung der Sicher-
heitsarchitekturen von Auf-
traggeber und IT-Dienstleis-
ter erreicht werden. ■

Das Zertifikat nach ISO/IEC 27001 weist eine Gültigkeit von 3 Jahren auf. Foto: bmf

Keine Macht dem Datenklau – durch den zertifizierten Informationsschutz. Foto: bbox

Ing. Johann Pleskac ist Lei-
ter der Stabstelle IT-Pla-
nung, -Controlling und -Si-
cherheit in der Sektion für
Informationstechnologie
(IT) im BMF.

Mag. Ute Csaicsich-Edlin-
ger, ist Mitarbeiterin in
der Stabstelle IT-Planung,
-Controlling und -Sicher-
heit u. Projektmanagerin
für das Projekt „ISMS“. ■

■ Zu den Autoren
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Von Rudolf Haschmann

■ Es besteht kein
Anspruch, dass man
zum Ort seiner
Versetzung mit Öffis
gelangen kann.

Die Visa-Affäre, wiederholte körperliche Attacken gegenüber Untergebenen und das Problem der Transpiration

Die Weitergeltung des
VBG kraft Gesetzes
schließt einen Anwen-
dungsvorrang der günsti-
geren Bestimmungen des
AngG aus (OGH v.
3.4.2008, 8 Ob A 13/08g)

Nach der einvernehmli-
chen Beendigung ihres
Dienstverhältnisses und
Übertritt in den Ruhestand
begehrt die Klägerin, die als
Vertragsbedienstete des
Bundes in einer Universi-
tätsdirektion beschäftigt
war, dass ihre Abfertigung
nach den Bestimmungen
des AngG zu berechnen sei.
Die beklagte Partei wandte
ein, die Mehrleistungszula-
ge, um welche es konkret
gehe, sei nicht in die Abfer-
tigungsbemessungsgrund-
lage einzubeziehen, da die-
se nur eine Nebengebühr
darstelle. Die Abfertigung
sei daher nach den Bestim-
mungen des VBG zu bemes-
sen.

OGH: Für Vertragsbe-
dienstete, die mit Wirksam-
werden des Universitätsge-
setzes Arbeitnehmerinnen
oder Arbeitnehmer jener
Universität werden, deren
Aufgaben sie überwiegend
besorgen, gelten die Bestim-
mungen des VBG als Inhalt
deren Arbeitsvertrages wei-
ter. Diese Überleitung ist
als Betriebsübergang anzu-
sehen. Aus der Absicht des
Gesetzgebers, eine vom
VBG abweichende Vertrags-
gestaltung zu verhindern,
ist abzuleiten, dass das VBG
nicht als Vertragsschablone
gilt. Aus der ex-lege-Weiter-
geltung des VBG ergibt sich
daher auch, dass die günsti-
geren Bestimmungen des
AngG nicht anzuwenden
sind. Die streitgegenständli-
che Mehrleistungszulage
fällt daher nicht unter § 8a
Abs 1 VBG, dessen Aufzäh-
lung eine taxative ist, und
ist daher bei der Bemes-
sung der Abfertigung nicht
zu berücksichtigen.

Postbeamter, wiederholte
ungerechtfertigte Abwe-
senheiten vom Dienst,
Nichtbefolgung von Wei-
sungen während des
Dienstes Sicherheitsschu-
he zu tragen, Vorladung

Starkes Schwitzen
im Schuh ist keine
Rechtfertigung

zum Anstaltsarzt nicht
Folge geleistet, keine
Rechtfertigungsgründe,
schwere Beeinträchtigung
des Dienstbetriebes, Ent-
lassung (DOK v.
16.4.2008, 33/23-DOK/07)

Der Beschuldigte hat
durch die ihm zur Last ge-
legten schwerwiegenden
Dienstpflichtverletzungen,
die den Kernbereich der
Dienstpflichten jedes Beam-
ten betreffen (vor allem sei-
ne ungerechtfertigte Abwe-
senheit vom Dienst an ins-
gesamt 51 Arbeitstagen so-
wie die Nichtbefolgung
zweier rechtskonformer
Weisungen), erkennbar
zum Ausdruck gebracht,
dass er gegenüber der ihn
treffenden Treueverpflich-
tung tendenziell (und nicht
bloß ausnahmsweise) eine
nicht „nur“ gleichgültige,
sondern ablehnende Ein-
stellung einnimmt, der der
Dienstgeber nur durch ei-
nen andauernden, die Gren-
zen der Zumutbarkeit bei
Weitem überschreitenden
Kontrollaufwand begegnen
kann. Die wiederholte unge-
rechtfertigte Abwesenheit
vom Dienst an insgesamt
51 Arbeitstagen ist eine
derart schwer wiegende Be-
einträchtigung des Dienst-
betriebes und auch des kor-
rekten Verhaltens gegen-
über der Kollegenschaft
und der Allgemeinheit, dass
infolgedessen von einer zu-
künftigen korrekten Amts-
führung des Beschuldigten
nicht mehr ausgegangen
werden kann.

Der Beschuldigte hat im
gesamten Verfahren deut-
lichst zu erkennen gegeben,
dass er seine Dienstleis-
tungserbringung mit Si-
cherheitsschuhen nicht nur
vor Erlassung des Diszipli-
narerkenntnisses 1. Instanz
seines Erachtens zu Recht
verweigert hat, sondern
hält diese nicht nachvoll-
ziehbare Verantwortung
weiterhin beharrlich auf-
recht, sodass mit Sicherheit
zu erwarten ist, dass der
Beschuldigte an diesem
Verhalten auch in Zukunft
festhalten wird. Eine alter-
native Verwendung des Be-
schuldigten ist nach den
Darlegungen den Dienstbe-
hörde nicht möglich.

Starkes Schwitzen in Si-
cherheitsschuhen ist eine
Unbequemlichkeit, die auch
infolge eines mäßigen Ge-
sundheitszustandes eintre-
ten kann und erreicht nicht
die notwendige Intensität,
um die Nichterbringung der
geschuldeten Dienstleis-
tung zu rechtfertigen. Dass
es beim Tragen der vorge-
schriebenen Sicherheits-
schuhe zu Schweißbildung
kommen kann, stellt keine
Krankheit dar, sondern ist
lediglich eine Beeinträchti-

gung minderer Intensität,
welche die Dienstleistungs-
erbringung nicht zu einer
objektiv unzumutbaren Un-
bill macht, wobei das Aus-
maß dieser Beeinträchti-
gung vom Beschuldigten in
einem gewissen Umfang
selbst beeinflusst werden
kann und gegen die ohne
größere Schwierigkeiten re-
lativ leicht umsetzbare
Maßnahmen ergriffen wer-
den könnten bzw. hätten
können: mehrere Socken-
wechsel täglich (während
Arbeitspausen), andere
schweißabsorbierende So-
cken verwenden, Ausziehen
der Sicherheitsschuhe in
den Arbeitspausen, offen-
bar notwendige mehrmalige
tägliche Fußpflege und
-trocknung durchführen. Es
ist nämlich nicht nur der
Dienstgeber zur Fürsorge
dem Dienstnehmer gegen-
über verpflichtet, sondern
auch der Dienstnehmer da-
zu verpflichtet, alles Zumut-
bare zu unternehmen, um
seine Dienstfähigkeit opti-
mal aufrecht zu erhalten.

Suspendierung, Diplomat,
Gesandter, Botschafter,
unberechtigtes Beziehen
von Zuschlägen und Spe-
sen, gesetzwidrige Ertei-
lung von Visa, Verset-
zung, Gefährdung des An-
sehens des Amtes (DOK v.
27.3.2008, 20/8-DOK/08)

Die Disziplinarkommissi-
on stützt ihren Bescheid auf
Verdachtslagen betreffend
zwei potenzielle Dienst-
pflichtverletzungen, näm-
lich erstens auf den unbe-
rechtigten Bezug diverser
Zuschläge und Spesen in
Höhe von insgesamt mehr
als 50.000 Euro, sowie
zweitens auf die wiederhol-
te wissentliche Erteilung
von Schengenvisa entgegen
den diesbezüglichen Be-
stimmungen in zumindest
573 Fällen. Beide Ver-
dachtslagen sind nach Auf-
fassung der DOK jeweils ge-
eignet, die gegenüber dem
Berufungswerber ausge-
sprochene Suspendierung
zu tragen.

Dass der 1. Tatvorwurf
geeignet ist, das Vertrauen
der Allgemeinheit in die
sachliche Wahrnehmung
der dienstlichen Aufgaben
durch den Berufungswerber
schwerstens zu erschüttern,
liegt ebenso auf der Hand,
wie dass er damit auch ge-
gen das Treuegebot des
§ 43 Abs. 1 BDG verstoßen
hätte. Diese Verdachtslage
stützt sich auf die durchge-
führten Erhebungen, die
hinreichende tatsächliche
Anhaltspunkte für die An-
nahme der Wahrscheinlich-
keit des Vorliegens dieser
Dienstpflichtverletzung her-
vorgebracht haben, sodass
es sich zweifellos um mehr

handelt als um „bloße Ver-
mutungen“.

Zum 2. Tatvorwurf hat
die Erstinstanz zutreffend
ausgeführt, dass die Visa-
Ausstellung eine Tätigkeit
ist, welche die Bevölkerung
unmittelbar betrifft und in
der Öffentlichkeit mit hoher
Aufmerksamkeit registriert
wird. Jede Unregelmäßig-
keit ruft Kritik an der Be-
hörde hervor und schädigt
so ihre Glaubwürdigkeit
und ihr Ansehen. Der Beru-
fungswerber steht in die-
sem Bereich sowohl an sei-
nem Dienstort im Ausland
als auch in Österreich im
Licht der Öffentlichkeit.
Obzwar mediale Berichter-
stattung oder auch nur die
Kenntniserlangung durch
die Öffentlichkeit über all-
fällige Dienstpflichtverlet-
zungen kein Grund für den
Ausspruch einer Suspendie-
rung darstellen, so darf
nicht übersehen werden,
dass die Suspendierung zur
Wahrung des Ansehens des
Amtes gerade dieses poten-
ziell beeinträchtigte Ver-
trauen der Öffentlichkeit in
die sachliche Wahrneh-
mung der dienstlichen Auf-
gaben zum Schutzzweck
hat.

Wichtiges dienstliches In-
teresse, Leitungsfunktion,
Teamleiter, erhebliches
Spannungsverhältnis,
Vertrauensverlust (BK v.
1.10.2008, 50/9-BK/08)

Der BW bestreitet die im
Disziplinarverfahren gegen
ihn erhobenen Vorwürfe
(wiederholte verbale Ent-
gleisungen und Beleidigun-
gen sowie körperliche Atta-

cken gegenüber Untergebe-
nen) nicht. Aus mehreren
Zeugenaussagen ist zu er-
kennen, dass über die im
Disziplinarverfahren behan-
delten Vorfälle hinaus eine
friktionsfreie Zusammenar-
beit mit dem BW nicht ge-
geben war.

Beizupflichten ist der
DBeh in ihrer Beurteilung,
dass der Leiter eines OP-
Teams eine über der Norm
liegende Verlässlichkeit auf-
zuweisen hat. Dies sowohl
in fachlicher als auch
menschlicher und charak-
terlicher Hinsicht. Es ist
auch eine besondere Sensi-
bilität im Umgang mit Pa-
tienten und Teammitglie-
dern erforderlich.

Gerade im Bereich der
Teamführung ist eine beson-
dere Vorbildwirkung des
Teamleiters erforderlich. Un-
zulänglichkeiten im Team
können Auswirkungen auf
das Wohlbefinden und die
Gesundheit des Patienten
haben.

Zu beachten ist auch die
Außenwirkung von Verlet-
zungen der körperlichen In-
tegrität, Drohungen und Eh-
renbeleidigungen innerhalb
eines OP-Teams.

So wird durch solche
Handlungen das Vertrauen
der sich in das Spital bege-
benden Patienten und ge-
meinhin aller Personen, die
von solchen Übergriffen er-
fahren, nachhaltig geschä-
digt.

Die im Disziplinarverfah-
ren abgehandelten Vorfälle,
die durch den BW eingestan-
den werden, reichen ihrer
Art nach bereits für den Ver-
trauensverlust seitens der
DBeh aus und es erscheint
unvertretbar, den BW an sei-
nem ArbPl zu belassen. Ab-
weisung.

Versetzung an anderen
Dienstort, kein wesentli-
cher wirtschaftlicher
Nachteil, Fahrtstrecke
von ca. 50 km (25.3.2008,
11/12-BK/08)

Die Behörde hat ihre
dienstlichen Maßnahmen
nicht vorrangig an den Inte-
ressen der Bediensteten,
sondern an den Interessen
des Dienstes zu orientieren.

Die Frage, ob ein anderer
geeigneter Beamter, für den
die Versetzung keinen we-
sentlichen wirtschaftlichen
Nachteil bedeutet, zur Ver-
fügung stünde, stellt sich
erst, wenn die Versetzung
für den betreffenden Beam-
ten einen wesentlichen
wirtschaftlichen Nachteil
bedeutet.

Es besteht grundsätzlich
kein Anspruch darauf, den
Arbeitsplatz mit öffentli-
chen Verkehrsmitteln zu er-
reichen.

Des Weiteren hat die Be-
rufungskommission in
mehreren Entscheidungen
im Zusammenhang mit der
Berücksichtigung der per-
sönlichen, familiären und
sozialen Verhältnisse aus-
gesprochen, dass die Bewäl-
tigung einer täglichen
Fahrtstrecke von rund 50
Kilometern einem als
dienstfähig anzusehenden
Beamten zumutbar ist.

Ein wirtschaftlicher
Nachteil kann bei dieser
Wegstrecke nicht angenom-
men werden, zudem wird
auf die Möglichkeit der Be-
antragung eines Fahrtkos-
tenzuschusses hingewie-
sen.

Auch im Falle von Obsor-
gepflichten für minderjähri-
ge Kinder ist die Bewälti-
gung einer Fahrtstrecke in
diesem Ausmaß als zumut-
bar anzusehen. ■

Die widerrechtliche Erteilung von Schengen-Visa ist nicht tolerierbar. Foto: bilderbox

Berufungs-
kommision
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Mag. Rudolf Haschmann,
Referatsleiter in der Sekti-
on III des BKA, hat die ab-
gedruckten Rechtsent-
scheidungen zusammen-
gestellt. ■

■ Zum Autor

Von Rudolf Haschmann

■ Auszüge aus
der heimischen
Rechtssprechung.

Verletzung im Gleich-
heitsrecht durch Verset-
zung des Leiters eines
Personalreferates in einer
Bundespolizeidirektion
wegen Organisationsände-
rung infolge der Wachkör-
perreform; objektive Will-
kür mangels nachvoll-
ziehbarer Begründung
hinsichtlich der angenom-
menen Änderung des Auf-
gabenumfanges um mehr
als ein Viertel und man-
gels Eingehens auf das Be-
rufungsvorbringen (VfGH
v. 17.6.2008, B 1054/07)

Keine Bedenken gegen
§ 2 Abs. 1 Z 2 DPÜ-VO
2005. Diese Verordnungs-
bestimmung ist weder in
verfassungswidriger Weise
unklar - aus ihr ergibt sich
eindeutig die Zuständigkeit
der Sicherheitsdirektion als
Dienstbehörde erster In-
stanz für Versetzungen -
noch besteht das Bedenken,
dass diese Regelung in § 7
Abs. 4a SicherheitspolizeiG
nicht die gesetzliche De-
ckung fände.

Ebenso wenig besteht
das Bedenken, dass die un-
terschiedliche Zuständig-
keitsregelung für Verset-
zungen und Verwendungs-
änderungen gleichheitswid-
rig wäre: Diese findet ihre
sachliche Rechtfertigung
schon allein darin, dass die
Versetzung, anders als eine
Verwendungsänderung, die
Zuweisung zur dauernden
Dienstleistung an eine an-
dere Dienststelle, hier also
über die jeweilige Bundes-
polizeidirektion hinaus,
darstellt.

Bloß tabellarische Auflis-
tung der mit den Leitungs-
funktionen verbundenen
Tätigkeiten und nicht wei-
ter begründete prozentmä-
ßige Quantifizierung; keine
Offenlegung der Grundla-
gen ihrer Ermittlung.

Es trifft also keineswegs
zu, dass in der Begründung

Maßstäbe der Ermessensentscheide
VfGH, VwGH und OGH: Letztinstanzliche Erkenntnisse der Gerichtshöfe zur Personalfragen bei Behörden

des erstinstanzlichen Be-
scheides nachvollziehbar
dargestellt sei, dass es zu
einer Änderung von jeden-
falls mehr als 25 Prozent
des Aufgabenumfanges ge-
kommen und damit keine
Identität der Arbeitsplätze
Leiter des „Personalrefera-
tes alt“ und Leiter des „Prä-
sidialreferates neu“ gege-
ben sei.

Sonderurlaub, Maßstab
bei der Ermessensent-
scheidung (VwGH v. 5. 9.
2008, 2005/12/0239 und
v. 3.7.2008,
2007/12/0147)

Eine der Voraussetzun-
gen für die Gewährung von
Sonderurlaub im Wege ei-
ner Ermessensentschei-
dung stellt das Vorliegen ei-
nes wichtigen persönlichen
oder familiären Grundes
oder eines sonstigen beson-
deren Anlasses dar. Diese
eben zitierten unbestimm-
ten Gesetzesbegriffe sind
strikt rechtlich auszulegen.
Die Prüfung, ob die in § 74
Abs. 1 BDG umschriebene
Einstiegsvoraussetzung vor-
liegt, stellt somit selbst kei-
ne Ermessensentscheidung
dar, sondern erfolgt im ge-
bundenen Bereich. Gleiches
gilt für die Beurteilung, ob
die in § 74 Abs.3 BDG um-
schriebenen Umstände ei-
ner Ermessensübung entge-
genstehen. Eine derartige
Ermessensentscheidung hat
sich – abgesehen von der
„allgemeinen“ Ermessens-
richtlinie, wonach mit
Rücksicht auf den Ausnah-

mecharakter des Sonderur-
laubs ein strenger Maßstab
anzulegen ist – von einer
Abwägung aller im Einzel-
fall relevanten öffentlichen
(insbesondere dienstlichen)
und privaten Interessen lei-
ten zu lassen.

Es liegt im Rahmen des
Ermessensspielraumes der
belangten Behörde, ob sie
durch die Genehmigung
von Sonderurlauben eher
möglichst vielen geeigneten
Bediensteten die Gelegen-
heit zur Ausbildung im in-
ternationalen Krisenmana-
gement bietet, oder aber, ob
sie sich –was der Beschwer-
deführer bei einer Ermes-
sensübung zu Unrecht als
im Sinne des Gesetzes als
geboten erachtet – vorerst
auf die vollständige (perfek-
te) Ausbildung einiger we-
niger Beamter konzentriert.
Beide Vorgangsweisen bein-
halten Vor- bzw. Nachteile
für das an einer starken Be-
teiligung österreichischer
Beamter an internationalen
Kriseneinsätzen bestehende
öffentliche Interesse. Wel-
chen Weg eine Dienstbehör-
de in diesem Zusammen-
hang zur Verwirklichung
desselben einschlägt, liegt
in ihrem Ermessensspiel-
raum.

Liegt einer der in § 74
Abs. 1 BDG 1979 umschrie-
benen Anlassfälle vor, so
setzt eine negative Ermes-
sensentscheidung voraus,
dass der Gewährung des
Sonderurlaubes entspre-
chend gewichtige öffentli-
che (insbesondere dienstli-
che) Interessen entgegen
stehen, mögen diese dienst-
lichen Erfordernisse auch
nicht zwingend sein. Die

entsprechenden dienstli-
chen Interessen sind in der
Ermessensentscheidung
entsprechend konkretisiert
darzustellen. Bei der Beur-
teilung der Frage, welches
Gewicht den für die Gewäh-
rung des Sonderurlaubes
„aus einem sonstigen be-
sonderen Anlass“ sprechen-
den Gründen gegenüber
entgegen stehenden dienst-
lichen Interessen zukommt,
sind auch für die Gewäh-
rung des Sonderurlaubes
sprechende öffentliche Inte-
ressen von Belang.

Versetzung oder Dienstzu-
teilung, Feststellungsbe-
scheid, zuständige Behör-
de (VwGH v. 3.7.2008,
2007/12/0118)

Ist strittig, ob eine be-
stimmte Maßnahme eine
mit Bescheid zu verfügende
Versetzung oder aber eine
Dienstzuteilung ist, kann
der Beamte, der behauptet,
durch eine solche ohne Be-
scheid vorgenommene Per-
sonalmaßnahme in seinen
Rechten verletzt zu sein, ei-
nen Feststellungsbescheid
beantragen; zur Entschei-
dung über eine dagegen er-
hobene Berufung und auch
als Devolutionsbehörde ist
die Berufungskommission
zuständig; es liegt insofern
eine „Angelegenheit des
§ 38 BDG 1979“ im Sinne
des § 41a Abs.6 BDG 1979
vor. Wird hingegen die
Rechtswidrigkeit einer
Dienstzuteilung aus einem
anderen Grund behauptet,
so ist zur Erledigung der Be-
rufung gegen den Feststel-
lungsbescheid bzw. als De-
volutionbehörde die oberste
Dienstbehörde zuständig.

Amtswegige Ruhestands-
versetzung, wichtiges
dienstliches Interesse
(VwGH v. 3.7.2008,
2006/12/0217)

Es trifft im Hinblick auf
den Wortlaut des § 15a
Abs.1 BDG 1979 vor dem
Hintergrund der Materia-
lien zum Pensionsreformge-
setz 2001 zu, dass das
wichtige dienstliche Inte-
resse im Sinn des § 15a
Abs.1 BDG 1979 von sol-
chem Gewicht sein muss,
dass es eine Versetzung
bzw. eine qualifizierte Ver-
wendungsänderung recht-
fertigt, sodass ein dienstli-
ches Interesse von geringe-
rem Gewicht nicht zu einer
amtswegigen Versetzung in
den Ruhestand hinreicht.

Überdies gilt, dass kein
dienstliches Interesse an ei-
ner Versetzung des Beam-
ten in den Ruhestand beste-
hen kann, wenn dieser
durch eine zulässige Perso-
nalmaßnahme einer Ver-
wendung zugeführt werden
kann, die eine vollwertige
Dienstleistung erwarten
lässt. Bei der Beurteilung
des wichtigen dienstlichen
Interesses im Sinn des §
15a Abs.1 BDG 1979 ist
nicht auf die Schwere der
gegen den Beschwerdefüh-
rer verhängten Disziplinar-
strafe und auf sein Ver-
schulden abzustellen, son-
dern darauf, ob das dienstli-
che Interesse an der Auf-
rechterhaltung eines geord-
neten Dienstbetriebes von
solchem Gewicht ist, dass
die Versetzung des Be-
schwerdeführers von der
Dienststelle weg gerechtfer-
tigt wäre.

Eine Versetzung in den

Ruhestand ist nicht als (zu-
sätzliche) disziplinäre
Sanktion zu sehen, sondern
als objektiv notwendige
Maßnahme zur Sicherstel-
lung eines funktionieren-
den öffentlichen Dienstes.

Keine Überstundenpau-
schale für „All-in“-Beamte
(VwGH v. 3.7.2008,
2006/12/0217)

Mag auch an Hand der
auf den Bezugszetteln aus-
gewiesenen Schlüssel
„2523(UEP)“ bzw.
„9767(PM)“ nicht eindeutig
erkennbar gewesen sein,
dass es sich hiebei um eine
pauschalierte Überstunden-
vergütung handelte, so hät-
ten dem Beschwerdeführer
eingedenk der Bestimmung
des § 30 Abs. 4 GehG doch
Zweifel an einer Gebühr-
lichkeit dieser Beträge ne-
ben seinen Bezügen der
Verwendungsgruppe A 1,
Funktionsgruppe 5 bzw. 6,
kommen können und müs-
sen, wenn keine Umstände
vorlagen, die die Ausbezah-
lung weiterer Zulagen oder
Nebengebühren neben sei-
nen Bezügen rechtfertigen
konnten.

Schlüssige Anordnung
von Mehrdienstleistungen
ist restriktiv zu handha-
ben (VwGH v. 25.6.2008,
2007/12/0122)

Wie der zweite Satz des
§ 49 Abs 1 BDG zeigt, ist
der Gesetzgeber in Anse-
hung der Berücksichtigung
nicht ausdrücklich angeord-
neter Mehrdienstleistungen
äußerst restriktiv. Selbst
Mehrdienstleistungen, die
zur Abwehr eines Schadens
unverzüglich notwendig
waren, sind nicht etwa als
schlüssig angeordnet anzu-
sehen, sondern sind man-
gels (ausdrücklicher) An-
ordnung nur bei weiterem
kumulativen Vorliegen der
in den Z 1, 3 und 4 leg cit
umschriebenen Vorausset-
zungen geeignet, einen An-
spruch auf Entschädigung
für Mehrdienstleistung zu
begründen.

Vor dem Hintergrund
dieses restriktiven gesetz-
geberischen Ansatzes ist
bei der Beurteilung der Fra-
ge, inwieweit von der aus-
drücklichen Anordnung be-
stimmter Mehrdienstleis-
tungen auch schlüssig die
Anordnung in diesem Zu-
sammenhang nicht aus-
drücklich erwähnter, wenn-
gleich nachträglich zur
Durchführung der angeord-
neten Leistung erforderlich
gewordener weiterer Leis-
tungen mitumfasst ist, Vor-
sicht geboten.

Nur mit großer Wahr-
scheinlichkeit vorhersehba-
re Nebenleistungen können
in diesem Zusammenhang
als von der Anordnung der
Hauptleistung mitumfasst
angesehen werden. Dies gilt
jedoch nicht für notwendig
gewordene Nebenleistun-
gen, deren außergewöhnli-
cher Umfang nach dem üb-
lichen Gang der Dinge nicht
vorhersehbar war. ■

Die schlüssige Anordnung von Mehrdienstleistungen ist restriktiv zu handhaben – spricht die Justiz. Foto: bilderbox
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Unsicherheit durch Veränderungen
Wenn die Identität der Organisation in Frage gestellt oder umstrukturiert wird, herrscht oft Ratlosigkeit

Fortsetzung von Seite 1

Dazu gehören Sanierungen,
Umstrukturierungen, Auf-
bau neuer Geschäftsfelder,
die Redefinition von Strate-
gien, aber natürlich auch
Prozesse wie die Übergabe
in Familienunternehmen
und ähnliches. Für die Kul-
tur des Unternehmens be-
deuten komplexe organisa-
tionale Veränderungen,
dass sich die mentalen Mo-
delle und Muster, die den
Erfolg des Unternehmens in
der Vergangenheit und Ge-
genwart ausgemacht haben,
verändern können.

Ergebnis: Bei 88 Prozent
gab es Veränderungen
Bei der Befragung haben
insgesamt 225 Personen
teilgenommen. 159 (71 Pro-
zent) der Befragten konnten
einen Universitätsabschluss
vorweisen. 94 (42 Prozent)
kommen aus Organisatio-
nen mit weniger als 50 Mit-
arbeitern und 71 (32 Pro-
zent) der Befragten kom-
men aus Unternehmen mit
mehr als 500 Mitarbeitern.

140 Befragte kamen aus
Profitunternehmen, 78 aus
Non-Profit- Unternehmen.

Die Befragten waren gut
verteilt auf die unterschied-
lichen Unternehmensebe-
nen: 49 (22 Prozent) kom-
men aus der Geschäftsfüh-
rung, dem Top Manage-
ment,  75 Befragte sind
Mitarbeiter im Unterneh-
men.

Ganze 88 Prozent der Be-
fragten gaben an, dass es in
den vergangenen drei Jah-
ren in ihrem Unternehmen
organisatorische Verände-
rungen gegeben hat.

Und 28 Prozent der Be-
fragten gaben an, im Rah-
men komplexer organisato-
rischer Veränderungspro-
zesse Einzelcoaching von
einem externen Berater in
Anspruch genommen zu
haben.

Die sieben wichtigsten

Anlässe für die Befragten,
in Zukunft Einzelcoaching
von einem externen Berater
im Rahmen komplexer or-
ganisatorischer Verände-
rungsprozesse in Anspruch
zu nehmen waren:

● Den eigenen Umgang
mit emotional sehr aufgela-
denen Situationen zu ver-
bessern

● Schwierige Entschei-
dungen vor der Umsetzung
mit einem Coach/einem Ex-
perten zu besprechen

● Austausch mit Berater
über Gestaltung des Verän-
derungsprozesses

● Wirksamer in der Füh-
rung zu werden (zum Bei-
spiel in einem neuen Team
oder an einem neuen Stand-
ort)

● Neuorientierung in
neuer beruflicher Rolle

● Wirksamer mit Wider-
stand umgehen

● Sicherheit im Umgang
mit den Veränderungspro-
zessen gewinnen

Die wichtigsten Konstel-
lationen für die Befragten,
Einzelcoaching ihren Mitar-
beitern zu empfehlen, wa-
ren einerseits Konflikte un-
ter den Mitarbeitern, ande-
rerseits Umgang mit Über-
forderung, Ängsten und
Stresssymptomen.

Coaching für sich selbst
und Coaching für Mitarbei-
ter wird nach unterschiedli-
chen Anlässen eingekauft:

Für sich selbst führen
Wünsche nach höherer
Wirksamkeit und mehr Si-
cherheit im Umgang mit
Veränderungsprozessen zu
Coachingbedarf, Mitarbei-
tern wird Coaching empfoh-
len, wenn es Konflikte un-
ter den Mitarbeitern gibt,
bei emotional sehr aufgela-
denen Situationen und für
den Umgang mit Ängsten
von Mitarbeitern.

Die Gründe, warum Füh-
rungskräfte ihren Mitarbei-
tern Coaching empfehlen,
unterscheiden sich nur von
Befragten über 200 Mitar-
beitern. Für größere Unter-
nehmen scheint es bereits
akzeptierter zu sein, Mitar-
beiter ins Coaching zu schi-
cken, um ihren Umgang mit
Veränderungsprozessen, ih-
ren Umgang mit emotional
sehr aufgeladenen Situatio-
nen und den Wechsel von
einem Tätigkeitsfeld ins an-
dere extern begleiten zu
lassen.

Unterschiede im Profit
zum Non-Profit-Bereich
Für Menschen aus Non-Pro-
fit Organisationen wurden
die Coachinganlässe „nicht
mehr Zurechtkommen mit
bestimmten Mitarbeitern“
und „Konflikte unter den
Mitarbeitern“ signifikant
als wichtiger bewertet als
bei Profit-Unternehmen.
Das mag daran liegen, dass
Trennungsprozesse von

Mitarbeitern im Non-Profit-
Bereich nicht so leicht mög-
lich sind wie in Profit-Orga-
nisationen. Das kann zu
Verhärtungen in den Teams
führen, sodass diese Coa-
chinganlässe eine größere
Bedeutung haben als in Pro-
fit-Organisationen.

Interessant ist, dass im
Rahmen der Studie verhält-
nismäßig mehr Personen
aus dem Non-Profit-Bereich
externes Einzelcoaching im
Rahmen komplexer organi-
satorischer Veränderungs-
prozesse in Anspruch ge-
nommen haben. Doch so-
wohl für Personen aus dem
Profit-, als auch aus Non-
Profitorganisationen ist der
am häufigsten genannte
Coachinganlass im Rahmen
komplexer Veränderungs-
prozesse, „den eigenen Um-
gang mit emotional sehr
aufgeladenen Situationen
zu verändern“.

Alter der Teilnehmer
ausschlaggebend
Alle Altersstufen nahmen
zu einem ähnlichen Pro-
zentsatz externes Coaching
im Rahmen komplexer or-
ganisatorischer Verände-
rungsprozesse in Anspruch.

Lediglich der Coaching-
anlass des „nicht mehr Zu-
rechtkommen mit bestimm-
ten Mitarbeitern“ ergab
hochsignifikante Unter-
schiede bei den drei unter-
suchten Altersgruppen. Die-

ser Coachinganlass im Rah-
men komplexer organisato-
rischer Veränderungspro-
zesse ist für die unter
30-Jährigen und die über
45-Jährigen von größerer
Bedeutung als für die mitt-
lere Altersstufe.

Aus meiner Sicht müssen
junge und Mitarbeiter erst
lernen, mit unterschiedli-
chen Menschen zu arbeiten,
sie zu führen und die Dyna-
miken dabei zu verstehen.
Menschen über 45 gehen
bewusster mit Mitarbeiter-
themen um.

Grund dafür: Sie haben
selbst schon unterschiedli-
che Erfahrungen in unter-
schiedlichen Mitarbeiterrol-
len gemacht haben und sich
vermutlich in einem gerin-
geren Ausmaß von ihren
Führungskräften instru-
mentalisieren lassen im
Vergleich zur jüngeren Al-
tersgruppe.

Als sinnvolle Frequenz
für Coaching im Rahmen
der Veränderungsprozesse
wurde auf allen Ebenen am
häufigsten „bei Bedarf“ ge-
wählt.

Die Antworten auf die
Frage, ob im Zeitraum der
letzten drei Jahre, in denen
organisatorische Verände-
rungsprozesse stattgefun-
den haben, Einzelcoaching
von einem externen Coach/
Berater in Anspruch ge-
nommen wurde, zeigen ei-
nen „eher hierarchischen

Einkauf“ von Coaching in
Unternehmen:

53 Prozent der Befragten
aus dem Top Management
hatten externes Einzelcoa-
ching, während es nur 23
Prozent aus dem Mittleren
Management in Anspruch
nahmen. Und nur 18 Pro-
zent der Befragten aus der
Mitarbeiterebene (ohne Ma-
nagementfunktion) nahmen
externes Einzelcoaching in
Anspruch

Hier zeigt sich, dass Ein-
zelcoaching noch immer ei-
ne Art „Statussymbol“-In-
strument ist, und mehr als
die Hälfte der Befragten aus
dem Top Management in
den letzten drei Jahren ex-
ternes Einzelcoaching in
Anspruch genommen hat,
jedoch nur 23 Prozent der
Befragten aus dem Mittle-
ren Management.

In der Sandwich-Position
herrscht höherer Bedarf
Bemerkenswert ist auch,
dass die Befragten aus dem
Mittleren Management oder
Projektleiter einen signifi-
kant höheren Coachingbe-
darf im Rahmen von organi-
satorischen Veränderungs-
prozessen im „Wirksamer
in der Führung zu werden“
sehen als die beiden Ver-
gleichsgruppen Top Ma-
nagement und Mitarbeiter-
ebenen.

Gerade in Sandwichposi-
tionen scheint der Wunsch
nach wirksamerer Führung
eine große Bedeutung zu
haben, ist es doch in die-
sem Spannungsfeld der Un-
ter- und Überordnung im-
mer wieder eine Herausfor-
derung, und das besonders
im Rahmen komplexer or-
ganisatorischer Verände-
rungsprozesse, den eigenen
Führungsstil und das eige-
ne Führungsverhalten wei-
terzuentwickeln.

Der Coach als Alleskön-
ner hat ausgedient, für
Coaching von Verände-
rungsprozessen reicht eine
Coachingausbildung nicht
aus.

Für die Begleitung eines
Veränderungsprozesses
braucht der Coach nicht nur
Know-How als Prozessbera-
ter, sondern sollte - schon
um als gleichrangiger Ge-
sprächspartner erlebt zu
werden – auch über Exper-
tenwissen zu Management-
instrumenten und Prozess-
designs von Veränderungs-
prozessen verfügen. Auch
ist Expertenwissen zur Ge-
staltung von Veränderungs-
prozessen notwendig, wenn
es um die Aufarbeitung
fachlicher Defizite im Ver-
änderungsmanagement
geht.

Jeder Coach, der im Rah-
men von Change Prozessen
tätig ist, müsste sich mit
den Mustern und Dynami-
ken der jeweiligen Branche,
des jeweiligen Sektors aus-
einandersetzen – ein Coach
braucht Feldkompetenz, um
eine Organisation in kom-
plexen Veränderungspro-
zessen erfolgreich coachen
zu können. ■

28 Prozent der Befragten haben aufgrund der Veränderungen Einzelcoaching in Anspruch genommen. Foto: photos.com
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Von Susanne Rihs

Wien. Vor nun bereits ei-
nem Jahr wurden die Mitar-
beiter und Mitarbeiterinnen
des Bundes zu einer Befra-
gung eingeladen und konn-
ten ihre Einschätzung zu
den Themenfeldern Arbeits-
zufriedenheit, Karriereför-
derung und Entwicklungs-
perspektiven, Image der Tä-
tigkeit, Vereinbarkeit von
Beruf und Privatleben so-
wie Mitarbeitergespräch ab-
geben.

Positiv wurde in der Befra-
gung vermerkt, dass

● hohe Tätigkeitszufrie-
denheit in allen Gruppen
vorherrscht.

● ein durchwegs kolle-
giales Arbeitsklima vorliegt.

● gute Vereinbarkeit
von Familie und Beruf (z.B.
durch attraktive Arbeits-
zeitmodelle) gegeben ist.

● Insgesamt ergab es ei-
ne deutliche Imageverbes-
serung für den Bundes-
dienst gegenüber 1997.

Aber auch Verbesse-
rungsbedarf wurde deut-
lich:

● Teilweise großer Ar-
beitsdruck aber auch unge-
nutzte Potenziale (vor allem
bei den Jüngeren)

● Führungskultur viel-
fach optimierbar (z.B. Infor-
mationsfluss, Anerken-
nung, Mitarbeitergespräch)

● Wenig optimistische
Einschätzung der eigenen
Karrierechancen

● Trotz Verbesserung
nur durchschnittliche
Image-Werte.

Über die Ergebnisse die-
ser Befragung wurde aus-
führlich berichtet. Neben ei-
nem Bericht an den Minis-
terrat stand die Information
der Mitarbeiter über das
Bundesintranet, Newsletter
und Mitarbeiterzeitungen
im Mittelpunkt.

Dabei galt es vor allem
der oft geäußerten Befürch-
tung entgegenzutreten,
dass die Ergebnisse ohne-

Follow-up statt Schreibtisch-Lade
Schlussfolgerungen und bereits umgesetzte Maßnahmen im Anschluss an die Bundesmitarbeiterbefragung 2007

■ Verbesserungs-
möglichkeiten
wurden erkannt.
■ Die Bilanz kann
sich sehen lassen.

hin „nur in der Schreib-
tischlade verschwinden“. Es
wurden also von Beginn an
in allen Publikationen ne-
ben der Präsentation der Er-
gebnisse auch Schlussfolge-
rungen aus den „nackten
Zahlen“ thematisiert. In en-
ger Zusammenarbeit der
Personalentwickler der Res-
sorts wurden die Ergebnis-
se diskutiert und ein Akti-
onsplan für weitere Maß-
nahmen erstellt.

Die Bilanz dieser Follow-
up-Aktivitäten kann sich se-
hen lassen: Eine Reihe von
Maßnahmen wurde in An-
griff genommen oder be-
reits umgesetzt (siehe Gra-
fik).

Führungskompetenzen
Im Themenbereich „Füh-
rung“ zeigte die Befragung
durchaus Ansatzmöglich-
keiten für Optimierung auf.
So erhalten rund 30 Prozent
der Befragten wenig oder
keine Rückmeldung und
auch gute Arbeitsleistung
wird oft nicht anerkannt.
Durch die Intensivierung
der Schulung von Füh-
rungskräften in den Berei-
chen Kommunikationskom-
petenz und Feedbackmetho-
den soll hier Unterstützung
geboten werden. Entspre-
chende Angebote gibt es im
Kursprogramm der Verwal-

tungsakademie, wie zum
Beispiel „Erfolgreich führen
durch Kommunikation“
oder „Leadership und Mit-
arbeiterführung“.

Besonderes Augenmerk
wurde auf Maßnahmen zur
Steigerung der Häufigkeit
als auch der Qualität der
Mitarbeitergespräche ge-
legt. Feinanalysen der Be-
fragungsergebnisse zeigen
eindrucksvoll den Zusam-
menhang von Mitarbeiter-
gespräch und Führungsqua-
lität.

Mitarbeitergespräch
Bedienstete mit Mitarbeiter-
gespräch (MAG) gaben
deutlich seltener an, mehr
leisten zu können, als an ih-
rem Arbeitsplatz von ihnen
verlangt wird. Sie sind –
verglichen mit der Gruppe
ohne MAG – auch öfter ih-
ren Kompetenzen gemäß
eingesetzt und zeigen sich
mit ihrem Handlungsspiel-
raum zufriedener.

Am deutlichsten profi-
tiert vom MAG der Bereich
Kommunikation. Dies be-
trifft sowohl die Zufrieden-
heit mit dem Informations-

fluss als auch mit der Rück-
meldung zur Arbeit und der
Anerkennung für gute Ar-
beitsleistung. Höhere Zu-
friedenheit besteht auch
mit der Zusammenarbeit
unter den Mitarbeitern.
Ebenso wird die Einbin-
dung in Entscheidungen
und die Möglichkeit, den
Vorgesetzten gegenüber
Kritik äußern zu können,
deutlich besser einge-
schätzt.

Wesentlichen Einfluss
hat das MAG auch auf Un-
terstützung der Mitarbeiter
bei ihrer beruflichen Ent-
wicklung. Sowohl die Moti-
vation zum beruflichen Auf-
stieg durch die Führungs-
kraft als auch die Verfüg-
barkeit von Informationen
zu beruflichen Aufstiegs-
möglichkeiten werden posi-
tiver beurteilt, wenn ein
MAG geführt wurde. In der
Folge werden auch die eige-
nen Karrierechancen opti-
mistischer eingeschätzt,

Eine Informationsoffensi-
ve zum Mitarbeitergespräch
soll dazu beitragen, diese
Zusammenhänge bekannt
zumachen.

Das Ziel ist es, Führungs-
kräfte vom Nutzen eines
gut geführten Mitarbeiter-
gesprächs zu überzeugen
und somit die Häufigkeit
der Durchführung zu stei-
gern. Verstärkte Informati-
on ist jedoch nur eine Säule
eines Maßnahmenpaketes,
das eine ressortübergreifen-
de Arbeitsgruppe zum Mit-
arbeitergespräch erarbeitet
hat.

Es wurden verbesserte
Formulare und ein Ge-
sprächsleitfaden ausgear-
beitet, um sowohl Vorge-
setzte als auch Mitarbeiter
bei der Vorbereitung bzw.
bei der Durchführung der
Gespräche unterstützen.

Ergänzt werden diese
Maßnahmen durch maßge-
schneiderte Schulungsange-
bote der Verwaltungsakade-
mie des Bundes sowie ei-
nem interaktiven Lehrfilm
zur erfolgreichen Ge-
sprächsführung, der den
Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern im 1. Quartal
2009 im Bundesintranet
zur Verfügung stehen wird.

Chancen verbessern
Handlungsbedarf gibt es
auch im Bereich Karriere.
So haben die Mitarbeiter
des Bundes zwar großes In-
teresse an beruflichem Auf-
stieg, schätzen im Gegen-
satz dazu ihre konkreten
Entwicklungschancen eher
pessimistisch ein. Ein Bün-
del von Maßnahmen soll
hier Verbesserungen brin-
gen.

Ein Viertel der Bundesbe-
diensteten zeigte sich in der
Befragung unzufrieden mit
den Informationen zu Auf-
stiegsmöglichkeiten. In ei-
nem ersten Schritt wurde

also die verstärkte Bekannt-
machung von offenen Stel-
len über die Jobbörse des
Bundes in Angriff genom-
men. In Zusammenarbeit
mit den Ressorts konnte die
Verlinkung der Jobbörse
mit den Informationsseiten
aller Bundesministerien be-
reits umgesetzt und somit
ein entscheidender Infor-
mationsgewinn für die Be-
diensteten erzielt werden.
Auch der Newsletter der
Jobbörse wurde überarbei-
tet und bietet nun noch
übersichtlicher Auskunft
über aktuelle Karrieremög-
lichkeiten.

Personalentwicklung
Knapp die Hälfte der Be-
fragten gab an, trotz Weiter-
bildung keine beruflichen
Entwicklungsmöglichkeiten
zu sehen. Dem soll durch
die Ausarbeitung von För-
derkonzepten und Karriere-
plänen entgegengewirkt
und die berufliche Aus- und
Weiterbildung besser auf
die Entwicklungsmöglich-
keiten der Mitarbeiter abge-
stimmt werden. Auch durch
den neuen Fachhochschul-
lehrgang „Public Manage-
ment“, der als Weiterent-
wicklung des „Aufstiegs-
kurses“ zu einem allgemein
anerkannten Ausbildungs-
produkt auch Vertragsbe-
diensteten offensteht, wer-
den in dieser Hinsicht neue
Perspektiven eröffnet.

Potenziale erkennen
Insbesondere bei jungen
Mitarbeitern sind Maßnah-
men zum Erkennen und
Nutzen von Potentialen so-
wie zur Erhöhung der Mobi-
lität geboten: Mehr als 40
Prozent der bis 29-Jährigen
gab bei der Bundesmitarbei-
terbefragung an, mehr leis-
ten zu können, als am der-
zeitigen Arbeitsplatz ver-
langt wird. Diesem wichti-

gen Themenbereich war un-
ter dem „Kompetente Mitar-
beiter – Investition in die
Zukunft“ das Management-
forum 2008 der Verwal-
tungsakademie gewidmet,
um die Führungskräfte und
Personalabteilungen der
Ressorts mit Praxisbeispie-
len und der Möglichkeit
zum Erfahrungsaustausch
bei ihren Aktivitäten zu un-
terstützen.

Familie und Beruf
Auch wenn die Rückmel-
dungen zur Vereinbarkeit
von Familie und Beruf
durchaus positiv ausgefal-
len sind, gibt es natürlich
auch hier Verbesserungs-
möglichkeiten.

Durch verstärkte Infor-
mation sollen beispielswei-
se vermehrt auch Väter er-
mutigt werden, Elternka-
renz in Anspruch zu neh-
men.

Eine vom Bundeskanzler-
amt neu aufgelegte Eltern-
broschüre bietet Antworten
in allen Fragen zu dienst-
rechtlichen Bestimmungen
und pensionsrechtlichen
Auswirkungen rund um die
Elternkarenz. ■

Vier Augen: Ein gutes Mitarbeitergespräch nützt sowohl Vorgesetzten als auch den Mitarbeitern. Foto: photos.com

Follow-up-Aktivitäten
im Anschluss an die Bundesmitarbeiterbefragung 2007

Das wurde bereits umgesetzt:

n Verstärkte Berücksichtigung von Kommunika-
tions- und Führungskompetenzen im
Kursprogramm der Verwaltungsakademie
des Bundes

n Neue Unterlagen zum Mitarbeitergespräch
(Leitfaden zur Geprächsführung und über-
arbeitete Formulare)

n Verbesserung der Jobbörse des Bundes
(z.B. Newsletter)

n Vermehrte Bekanntmachung der Jobbörse

n Elternbroschüre zur Ermutigung von Vätern
zur Inanspruchnahme von Elternkarenz

Schwerpunkte für weitere Maßnahmen:

n Vermehrte Information und Schulung zum
Mitarbeitergespräch

n Maßnahmen zur besseren Nutzung von
Potenzialen und Abstimmung der Weiterbil-
dung auf die Entwicklungsmöglichkeiten der
MitarbeiterInnen

n Verbesserung der ressortinternen
Kommunikation (z.B. durch IT-gestützte
Informationsplattformen)

n Neben Schulungen und Kursen verstärkt
Entwicklungs- und Fördermaßnahmen zum
Einsatz bringen (z.B. Projektleitung,
Job-Rotation)

Quelle: bka

Mag. Susanna Rihs ist in
der Abteilung „Personal-
entwicklung und Mobili-
tätsförderung“ im Bundes-
kanzleramt tätig. ■

■ Zur Autorin
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